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A. Einleitung 
Bereits im frühen 19. Jh. wurde in Deutschland die erste Idee zum 

Schutz von Tieren publik. Sie kennzeichnete den Beginn einer Tier- 

schutzbewegung, die ihren Ursprung um 1800 in Großbritannien 

fand und sich schließlich über ganz Europa ausbreitete. Doch mit 

dem kontinuierlich steigenden Interesse der Gesellschaft am Tier- 

schutz, geht auch eine Forderung nach mehr Tierrecht einher. So 

kam es im historischen Verlauf zur Einführung des ersten deutschen 

Tierschutzgesetzes 1933, weiterer Tierschutzvorschriften, der expli- 

ziten Differenzierung zwischen Tier und leblosem Gegenstand im 

bürgerlichen Recht um 1990, bis hin zur Aufnahme des Tierschut- 

zes als Staatsziel in die deutsche Verfassung im Jahr 2002. Staats- 

zielbestimmungen verpflichten den Staat prinzipiell zur Zielumset- 

zung durch Erlass entsprechender Bestimmungen. Dies gestaltet 

sich jedoch genau dort als schwierig, wo das Tierschutzinteresse 

auf ähnlich oder stärker gewichtige Interessen von Staat und Ge- 

sellschaft trifft. Ein solches Spannungsverhältnis existiert insbeson- 

dere zwischen Tierschutz und Tierpfändung im Zuge der Verwal- 

tungsvollstreckung. Während der Verwaltungsvollstreckung bereits 

seit jeher ein erheblicher Stellenwert zukommt, hat sich der des 

Tierschutzes vergleichsweise erst unlängst innerhalb der deutschen 

Rechtsordnung entwickelt. So ist es Aufgabe des Gesetzgebers, 

auch Tierschutzbelange innerhalb der vollstreckungsrechtlichen 

Durchführungsvorschriften in gerechtem Ausmaß zu berücksichti- 

gen und zu wahren. In der Vergangenheit hat er dazu v. a. entspre- 

chende Pfändungsschutzvorschriften erlassen. Gerade diese stie- 

ßen jedoch in den letzten Jahren vermehrt auf Kritik. 

Im Folgenden wird untersucht, in welchem Ausmaß tierschutzrecht- 

liche Belange im Rahmen der Durchführung der Vollstreckung von 

Tieren mittels Sachpfändung gegenwärtig Berücksichtigung erfah- 

ren. Dieser Untersuchung bedarf es insbesondere nach jüngster 

ZPO-Reform durch GVSchuG (BGBl. I. 2021, S. 850) vom 

07.05.2021, welche auch die Neustrukturierung der zentralen Pfän- 

dungsschutzvorschrift gem. § 811 ZPO nach sich zog.1 Durch die 

Reform sollte hier u. a. „der Pfändungsschutz von Tieren maßvoll 

erweitert“ und die „sachgerechte Pfändung“ gefördert werden.2 Zur 

Untersuchung der Fallfrage wird zunächst der generelle Stellenwert 

der Vollstreckung wegen Eigenforderungen (Geldforderungen) des 

Bundes durch die Bundeszollverwaltung analysiert. Ebenso folgen 

Analyse und kritische Betrachtung des Stellenwertes, der dem Tier- 

schutz  im  Zuge  seiner  historischen  Entwicklung  heute, speziell 

 

1 § 811 ZPO wird fortan in der Fassung vom 22.11.2020 mit „aF“ und in 

der Fassung vom  07.05.2021 mit „nF“  verdeutlicht. 
2 BT-Drs. 19/27636, S. 2. 
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durch TierSchG, BGB und Verfassung zugemessen wird. Die Stel- 

lenwertanalysen dienen dabei prinzipiell dem Verständnis, warum 

auf Tierpfändungen nicht gänzlich verzichtet wird, weshalb Tier- 

schutzbelange überhaupt innerhalb des Vollstreckungsverfahrens 

Berücksichtigung finden und in welcher Hinsicht. 

In einem weiteren Schritt wird kritisch begutachtet, unter welchen 

grds. Voraussetzungen die Durchführung von Tiersachpfändungen 

gegenwärtig gerechtfertigt ist. Der Schwerpunkt wird hierbei auf die 

ggf.   entgegenstehende  zentrale  Pfändungsschutzvorschrift  gem. 

§ 811 ZPO nF gelegt, die neustrukturiert zum 01.01.2022 in Kraft 

trat. Es wird kritisch untersucht, in welchem Ausmaß Tierschutzbe- 

lange bei der Neustrukturierung berücksichtigt und diesbezügliche 

Gesetzesziele erreicht wurden. Die Tierpfändungsschutzbestim- 

mungen werden dazu in alter und neuer Fassung gegenübergestellt 

und positive, wie negative Veränderungen aus tierschutzrechtlicher 

Sicht dargelegt. Zur vollumfänglichen Beantwortung der Fallfrage 

wird abschließend auch die Verwertung von Tieren kurz beleuchtet. 

Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird in dieser Arbeit das ge- 

nerische Maskulinum verwendet. Weibliche und anderweitige Ge- 

schlechteridentitäten werden dabei ausdrücklich mitgemeint, soweit 

es für die Aussage erforderlich ist. 

 

B. Stellenwert  der Vollstreckung 
Regelmäßig kommt es vor, dass Eigenforderungen des Bundes 

durch die Steuerschuldner nicht freiwillig beglichen werden. Bun- 

deseigenforderungen sind insbesondere der Steueranspruch aus 

dem Steuerschuldverhältnis (§§ 37 Abs. 1 1. Alt., 3 Abs. 1, 3 AO), 

sowie der auf steuerliche Nebenleistungen (§§ 37 Abs. 1 4. Alt., 3 

Abs. 4 AO). Grds. obliegt dem Bund gem. Art. 108 Abs. 1 GG die 

Verwaltungs- und damit Erhebungskompetenz für die Bundessteu- 

ern, d. h. für Zölle, Einfuhrumsatzsteuer, Verbrauch- und Verkehr- 

steuern.3 Dabei ist deren Erhebung und Absicherung mittels Voll- 

streckung von elementarer Bedeutung für Bund und Staat. 

 

I. Allgemeine Bedeutsamkeit der Steuern 

Das Fundament der Steuern bildet die Abgabenordnung i. V. m. 

dem jeweiligen Einzelsteuergesetz. Speziell zur Erhebung der Bun- 

dessteuern sind die Bundesfinanzbehörden, konkret die HZAs, zu- 

ständig.4 Prinzipiell werden sie jedem Bürger auferlegt, sofern er ei- 

nen Tatbestand erfüllt, der eine gesetzliche Leistungspflicht begrün- 

det.5 Der jeweilige Steueranspruch der Finanzbehörde entsteht kraft 
 

3 Vgl. Art. 108 Abs. 1 GG; siehe auch Schönknecht in: Schönknecht/Kü- 

chenhoff, Lehrbuch Abgabenrecht, Rn. 7. 
4  Vgl. § 1 Nr. 3 FVG, § 1 Abs. 1 ZollVG. 
5  Vgl. § 3 Abs. 1 AO. 
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Gesetzes mit Tatbestandserfüllung. Sie setzt ihn anschließend 

durch VA (§ 118 AO), genauer durch Steuerbescheid fest.6 Sofern 

das jeweilige Einzelsteuergesetz vom Steuerschuldner die Abgabe 

einer Steueranmeldung (§ 168 AO) fordert, ist die Festsetzung auch 

auf diesem Wege möglich. Sie gilt nach § 168 Abs. 1 S. 1 AO i. V. 

m. § 164 AO als Festsetzung unter Nachprüfungsvorbehalt. 

Steuern dienen Bund, Ländern und Gemeinden als Geldleistungen 

grds. zur Einnahmenerzielung im Haupt- oder Nebenzweck.7 Die 

Bundessteuereinnahmen beliefen sich allein im Jahr 2021 auf rund 

313,67 Mrd. Euro.8 Sie basieren u. a. erheblich auf den Bundessteu- 

ern, mit Ausnahme der Zölle. Rund 141 Mrd. Euro Bundessteuern 

vereinnahmte die Zollverwaltung allein im Jahr 2021, davon 5,1 

Mrd. Euro aus Zöllen.9 Das glich 2021 fast der Hälfte der gesamten 

Bundessteuereinnahmen.10 In den  vergangenen  Jahren  waren 

diese oder die Landessteuereinnahmen stets unter allen Steuerein- 

nahmequellen die größten.11 Das macht sie essentiell zur Sicherung 

des  Gesamtsteueraufkommens.12
 

Im Jahresvergleich stammt rund die Hälfte der Staatseinnahmen al- 

lein aus Steuern.13 Deshalb ist ihre Sicherung unerlässlich zur De- 

ckung des Staatshaushalts. Die Deckung ist wiederum Vorausset- 

zung zum Erhalt seiner Leistungsfähigkeit und zur Sicherung des 

Gemeinwohls.14 Erst mit den Steuergeldern kann der Staat seinen 

Aufgaben umfassend nachkommen. Dazu zählen soziale Sicherung 

(Art. 20 Abs. 1 GG) und Gefahrenabwehr zur Wahrung innerer und 

äußerer Sicherheit (Art. 87 a Abs. 1, 91 GG), wie auch die Förde- 

rung von Verkehrsinfrastruktur, Bildung, Forschung und Gesund- 

heit.15 Dennoch dürfen sie nicht zweckgebunden oder willkürlich er- 

hoben werden.16 Neben der Finanzierungsfunktion erfüllen Steuern 

auch eine Lenkungs- und Umverteilungsfunktion. Durch Besteue- 

rung bestimmter Gegenstände, z. B. Zigaretten, kann der Staat das 

diesbezügliche Verbraucherverhalten zielführend steuern. Ebenso 

kann er für gerechte Vermögensverteilung zwischen Arm und Reich 

 

6 Vgl. § 155 Abs. 1 S. 1, 2 AO. 
7  Vgl. § 3 Abs. 1 AO. 
8  Vgl. hierzu Anhang, Anlage 1, S. VIII. 
9  Vgl. hierzu  Anhang, Anlage  2,  S.  IX. 

10 Vgl. hierzu Anhang, Anlage 1, S. VIII. 
11  Vgl. hierzu Anhang, Anlage 2, S. IX. 
12      <https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardarti- 

kel/Themen/Steuern/steuern.html>    [13.07.2022]. 
13 Vgl. hierzu Anhang, Anlage 3, S. X. 
14 <https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Glossarein- 

traege/S/008_Steuer.html?view=renderHelp#:~:text=Wichtigs- 

tes%20Ziel%20der%20Erhebung%20von,der%20Besch%C3%A4ftig- 

ten%20im%20%C3%B6ffentlichen%20Dienst>  [14.07.2022]. 
15 Seer in: Tipke/Lang, Steuerrecht, Kap. 1 Steuerrecht als Teil der 

Rechtsordnung, Rn. 1.6 f.. 
16 Vgl. § 3 Abs. 1 S. 1 AO. 

http://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardarti-
http://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Glossarein-
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durch verschieden starke Besteuerung, z. B. des Einkommens, wir- 

ken. 

 

II. Allgemeine Bedeutsamkeit der Vollstreckung 

Wenn sich Steuerschuldner weigern, den Geldforderungen des 

Bundes im Erhebungsverfahren nachzukommen, werden Bundes- 

steuer- und mithin Staatseinnahmen gefährdet. Deshalb ermöglicht 

§ 249 AO den Finanzbehörden die zwangsweise Durchsetzung ih- 

rer Geldforderungen im Zuge des Verwaltungsvollstreckungsver- 

fahrens (§§ 259 ff. AO). Dieses wird v. a. durch AO und VwVG ge- 

regelt. Zudem verweist die AO mehrfach auf Anwendung bestimm- 

ter ZPO-Vorschriften. Als Finanz- und damit Vollstreckungsbehörde 

gem. § 249 Abs. 1 S. 3 AO agieren die HZAs.17 Die Verfahrens- 

durchführung obliegt dort speziell dem SG G.18 Als örtliche Bundes- 

finanzbehörden sind die HZAs Teil des BMF und mithin des Bundes. 

Dieser ist folglich Vollstreckungsgläubiger gem. § 252 AO (fortan: 

„Gläubiger“). Zur Vollstreckung muss die jeweilige Forderung auf 

Steueranmeldung oder VA basieren.19
 

Die Pfändung ist das elementare Instrument zur Vollstreckung. VB 

des SG G beschlagnahmen ein oder mehrere Pfandobjekte, entzie- 

hen sie der Verfügungsmacht des Vollstreckungsschuldners (Ver- 

strickung) und erwerben  an ihnen  ein Pfändungspfandrecht  gem. 

§ 282 Abs. 1 AO.20 Dieses gibt ihnen das Recht zur anschließenden 

Einziehung (bei Forderungspfändung) und Verwertung.21 Die so er- 

zielten Erlöse dienen dann zur Befriedigung der offenen Geldforde- 

rung des Bundes.22 Pfändungen über den festgesetzten offenen 

Forderungsbetrag, inkl. anfallender Vollstreckungskosten hinaus 

sind gem. § 281 Abs. 2 AO unzulässig. Im Ergebnis ist die Pfändung 

also Mittel zur Sicherung der Steuereinnahmen und so auf staatli- 

cher Ebene von fundamentaler Wichtigkeit.23 Rund 441 Mio. Euro 

Eigenforderungen wurden vom Vollstreckungsdienst der Zollverwal- 

tung 2021 beigetrieben.24 Das entspricht ca. 0,3 Prozent der 2021 

von ihr vereinnahmten Bundessteuern. Dies ist im Vergleich zwar 

wenig, jedoch ist hier die Rede von Millionensummen, die dem Bund 

andernfalls jährlich verloren gingen. Sie sind unverzichtbar zum Er- 

halt von staatlichem Leistungsniveau und Rechtsfrieden. Entfiele 

das Verwaltungsvollstreckungsverfahren gänzlich, wäre die Summe 

zweifellos noch viel größer. Seine Existenz erfüllt eine wichtige 

 

17  Vgl. § 6 Abs. 2 Nr. 5 AO; VollstrA S 15 01, Abschn. 2. 
18  DV-Vollstreckung S 15 04, Abschn. 1  Abs. 1. 
19 Vgl. § 155 Abs. 1 S. 1 AO. 
20 VollstrA S 15 01, Abschn. 35. 
21  Klüger in: Koenig, AO, § 281 AO, Rn. 7. 
22 Loose in: Tipke/Kruse, AO/FGO, § 281, Rn. 6. 
23  Klüger in: Koenig, AO, § 281 AO, Rn. 7. 
24  Vgl. Anhang, Anlage 4, S. XI. 
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Abschreckfunktion. Drohende Pfändung, zusätzlich zu tragende 

Vollstreckungskosten (vgl. § 337 Abs. 1 AO) und mehr sollen Steu- 

erschuldner zu gesetzeskonformen Verhalten animieren. 

 

C. Stellenwert des Tierschutzes nach 

TierSchG und Verfassung 

I. Tierschutz nach TierSchG 

Seit seiner Einführung am 24.11.1933 (RGBl. I. 1933 Nr. 132, S. 

987) wird Tierschutz in Deutschland einfachgesetzlich insbeson- 

dere im TierSchG geregelt. In seiner aktuellen Fassung vom 

18.05.2006 (BGBl. I. 2006, S. 1206) schützt es Leben und Wohlbe- 

finden des Tiers als Mitgeschöpf heraus aus der Verantwortung des 

Menschen.25 Geschützt ist mithin nicht das Tier als Rechtssubjekt 

selbst. Das TierSchG spricht dem Tier keine eigene Rechtsfähigkeit 

zu.26 Geschützt ist stattdessen die Verantwortung des Menschen für 

das Tier als sein schmerzempfindliches Mitgeschöpf, zu der er als 

höher entwickeltes Wesen ethisch und sittlich verpflichtet ist.27 Da- 

bei basiert seine Überlegenheit v. a. auf Vernunftfähigkeit und 

Würde (Art. 1 Abs. 1 GG), welche den Tieren nicht zugesprochen 

wird.28 Gesetzesziel ist somit die Wahrung eines verantwortungsbe- 

wussten menschlichen Umgangs mit Tieren, d. h. ein ethisch orien- 

tierter Tierschutz.29
 

Dem Schutzziel gegenüber steht das hohe Interesse des Menschen 

zur Nutzung von Tieren, z. B. als Pfandobjekt zur Sicherung des 

Steueraufkommens, in der Wissenschaft zu Versuchszwecken oder 

in der Wirtschaft zur Nahrungsmittelproduktion. Nicht selten erfah- 

ren Tiere hier Schmerz, Leid und Tod. Allerdings erhebt das 

TierSchG hier auch nicht den Anspruch das Tier vor jeglicher Be- 

lastung zu schützen. Es lässt Eingriffshandlungen in das Tierwohl 

mit vernünftigem Grund auf das unbedingt notwendige Maß be- 

schränkt zu.30 Beide Begriffe, insbesondere den des vernünftigen 

Grundes, konkretisiert das TierSchG nicht weiter. Sie sind Ausprä- 

gung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit.31 Danach sind 

Handlungen unter negativer Tierwohlbeeinträchtigung nur zu recht- 

fertigen, wenn sie als geeignet, erforderlich und angemessen gel- 

ten.   Zur   Eignung   muss   die   Handlung   die   Erreichung   des 

 

25 Vgl. § 1 S. 1 TierSchG. 
26 Murswiek in: Sachs, GG, Art. 20a GG, Rn. 31b. 
27 BVerfGE 101, 1 (36); BT-Drs. VI/2559, S. 9; Pfohl in: Erb/Schäfer, 

MüKo zum StGB, Band 7, § 17 TierSchG, Rn. 1. 
28  Scholz in:  Dürig/Herzog/Scholz, GG-Kommentar, Art. 20a GG, Rn.  74. 
29  BVerfGE 48, 376 (389). 
30 Vgl. § 1 S. 2 TierSchG; BVerfGE 48, 376 (389). 
31  BVerfGE 36, 47 (57). 
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Handlungszwecks zumindest fördern. Steht zur Zweckerreichung 

kein gleich geeignetes Mittel mit geringerer Tierwohlbeeinträchti- 

gung zur Verfügung, gilt die Handlung als erforderlich. Über die An- 

gemessenheit muss letztlich in Abwägung zwischen Tierwohl und 

ethischer Verantwortung des Menschen einerseits und dem konkre- 

ten menschlichen Tiernutzinteresse andererseits entschieden wer- 

den.32 Das TierSchG zieht hier keine klare Grenze, was das Vorlie- 

gen eines vernünftigen Grundes zur Gerichtsauslegungssache 

macht. 

Kritisch betrachtet gleicht das TierSchG mehr einer Tiernutz- als ei- 

ner Tierschutzvorschrift. Es verbietet Tiernutzung und die damit ver- 

bundene Beeinträchtigung dieser nicht gänzlich und steht unter be- 

stimmten Voraussetzungen auch prinzipiell der Tierpfändung nicht 

entgegen.33 Die Verfassung garantiert dem Menschen u. a. in Beruf 

(Art. 12 Abs. 1 GG) und Wissenschaft (Art. 5 Abs. 3 GG) Freiheits- 

grundrechte, wonach ihm diesbezüglich auch Tiernutzung, z. B. als 

Pfandobjekt, freisteht.34 Der Verfassungsrang gibt den menschli- 

chen Nutzungsinteressen herausragende Bedeutung, wodurch sie 

prinzipiell höher wiegen als die Belange einfacher Gesetze wie dem 

TierSchG.35 Das TierSchG enthält außerdem mehrere Verord- 

nungsermächtigungen zur Ergänzung seiner Tierschutzbestimmun- 

gen.36 Den jeweils ermächtigten Institutionen steht damit frei, die 

Bestimmungen eng entlang menschlicher Nutzungsinteressen aus- 

zuformulieren. Folglich kann noch immer unschwer zu Lasten von 

Tierschutzbelangen und damit zu Gunsten von Tierpfändungen 

ausgelegt werden.37
 

 
II. Tierschutz nach Verfassung 

Tierschutz war bis August 2002 nicht im Grundgesetz verankert. Die 

zuvor durch Art. 20a GG geschützten „natürlichen Lebensgrundla- 

gen“ umfassten zwar den Schutz von Tierarten und -lebensräumen, 

nicht aber den des einzelnen Tiergeschöpfs.38 Art. 1 Abs. 1 GG 

spricht bis heute nur von Menschenwürde, woraus sich für den 

Staat auch kein Tierschutzziel ergab.39 Zwar räumten mehrere Lan- 

desverfassungen dem Tierschutz Verfassungsrang ein, aber dem 

Bund obliegt hierfür die konkurrierende Gesetzgebungskompetenz 

 

 
 

32  BVerfGE 36, 47 (57). 
33 Vgl. §1 S. 2 TierSchG. 
34 Scholz in: Dürig/Herzog/Scholz, GG-Kommentar, Art. 20a GG, Rn. 64  

f.. 
35  Obergfell, NJW  2002, 2296 (2297). 
36  Z. B. § 2a, 4b, 5, 9 TierSchG (nicht abschließend). 
37 BVerfGE 48, 376 (389); Schröter, NuR 29, 468 (469). 
38  Scholz in:  Dürig/Herzog/Scholz, GG-Kommentar, Art. 20a GG, Rn.  69. 
39  Scholz in:  Dürig/Herzog/Scholz, GG-Kommentar, Art. 20a GG, Rn.  65. 
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gem. Art. 74 Abs. 1 Nr. 20 GG.40 Landesrecht ist dem Bundesrecht 

gem. Art. 31 GG nachgeordnet.41
 

Vor dem gemeinsamen Gesetzesentwurf mit der CDU/CSU-Bun- 

destagsfraktion am 23.04.2002 scheiterten alle Versuche der SPD, 

Bündnis 90/Die Grünen und FDP den Tierschutz im Grundgesetz 

zu verankern. Das Ungleichgewicht zwischen ethischem Tierschutz 

und menschlichen Tiernutzinteressen wurde jedoch immer deutli- 

cher und stärker kritisiert. Genau dieses ersuchte der gemeinsame 

Gesetzesentwurf zu beseitigen und den einfachgesetzlich geregel- 

ten Tierschutz zu stärken.42 So beschloss der Deutsche Bundestag 

am 17.05.2002 die Einführung der Worte „und die Tiere“ in Art. 20a 

GG. Die Verfassungsänderung (BGBl. I. 2002, S. 2862) trat am 

01.08.2002 in Kraft und ethischer Tierschutz wurde zur Staatsziel- 

bestimmung. Der Staat ist seitdem zur Schaffung eines möglichst 

hohen Tierschutzniveaus durch zweckgemäßen Bestimmungser- 

lass verpflichtet, ist aber flexibel in der Umsetzung.43
 

Kritisch betrachtet bestärkt die neue Staatszielbestimmung heute 

den ethischen Tierschutz. Sie verpflichtet den Staat zur Optimierung 

des ethischen Tierschutzniveaus. Seine Gestaltungsaufträge an die 

Staatsgewalten zu diesem Zweck bekräftigen auch den behördli- 

chen Vollzug der Tierschutzbestimmungen durch zuständige Lan- 

desbehörden, wie u. a. der Zollverwaltung.44 Die Anhebung des 

Tierschutzes auf Verfassungsebene schafft bis heute Einheitlichkeit 

zwischen Bundes- und Landesverfassungen.45 Auch in der gericht- 

lichen Auslegung erhalten Tierschutzbelange nicht mehr prinzipiell 

Nachrang. Tierwohlbelastung ist schwerer zu rechtfertigen.46
 

Dem entgegen lässt Rechtsnatur und Formulierung der Staatsziel- 

bestimmung dem Gesetzgeber weiten Spielraum zur Umsetzung 

seiner Tierschutzaufgabe.47 Es steht allein in seiner Verantwortung, 

wie und in welchem Umfang er für ethischen Tierschutz sorgt.48 Nur 

völlig unzureichende Ausgestaltung rechtfertigt eine Beanstandung 

vor dem Bundesverfassungsgericht.49
 

 

 

 

40 Vgl. Art. 74 Abs. 1 Nr. 20 GG, Scholz in: Dürig/Herzog/Scholz, GG- 

Kommentar, Art. 20a GG, Rn.  60. 
41 Vgl. Art. 31 GG; Scholz in: Dürig/Herzog/Scholz, GG-Kommentar, Art. 

20a  GG, Rn. 61. 
42  Scholz in: Dürig/Herzog/Scholz, GG-Kommentar, Art. 20a GG, Rn. 59; 

Murswiek in: Sachs, GG, Art. 20a, Rn. 51a. 
43  Caspar/Geissen, NVwZ 2002, 913 (914). 
44 Vgl. §§ 16a, 14 TierSchG. 
45  Obergfell, NJW  2002, 2296 (2297). 
46 Vgl. hierzu I. Tierschutz nach TierSchG, S. 6. 
47 Murswiek in: Sachs, GG, Art. 20a, Rn. 51; Scholz in: Dürig/Her- 

zog/Scholz, GG-Kommentar, Art. 20a GG, Rn. 70. 
48 Murswiek in: Sachs, GG, Art. 20a, Rn. 31b, 39 und 51a. 
49 Murswiek in: Sachs, GG, Art. 20a, Rn. 51b. 
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III. Rechtsnormübergreifende  Kritik 

Auffällig ist, dass weder Verfassung, noch TierSchG dem Tier ei- 

gene Rechtsfähigkeit zusprechen.50 Damit gelten sie nicht als Trä- 

ger von Rechten und Pflichten, haben also keinen intrinsischen 

Rechtsanspruch auf Schutz.51 Sie können weder selbst, noch durch 

Rechtsvertreter, z. B. Tierschutzverbände, Tierschutz in größerem 

Maß einklagen.52 Der Mensch ist dagegen rechtsfähig und hat An- 

spruch auf die Grundrechte, die ihm durch Verfassung garantiert 

werden. So ist er dem Tier nicht gleichgestellt und de facto im Vor- 

teil, wenn es um die Durchsetzung  seiner Interessen geht.53
 

 

D. Rechtmäßigkeit der Tierpfändung als sol- 

che 
Sind Tiere von der Vollstreckung wegen öffentlich-rechtlicher Geld- 

forderungen des Bundes betroffen, muss in das bewegliche Vermö- 

gen (§§ 281-321 AO) des Schuldners vollstreckt werden.54 Im Fol- 

genden wird dargestellt, unter welchen Voraussetzungen die Voll- 

streckung von Tieren prinzipiell erfolgen darf. 

Mit der Vollstreckung in das bewegliche Vermögen darf nur begon- 

nen werden, wenn die AO gem. § 3 Abs. 1, 3, 4 i. V. m. § 1 Abs. 1, 

3 AO auf die jeweilige Forderung anwendbar ist. Sie muss auf VA 

oder Steueranmeldung beruhen und nach §§ 249, 251, 254, 259 AO 

vollstreckbar sein.55  Stehen anschließend weder Hindernisse gem. 

§ 257 Abs. 1 AO, noch Aufschub gem. § 258 AO entgegen, darf 

volltreckt werden.56 Tiere werden speziell durch  Sachpfändung 

(§§ 285 ff. AO) vollstreckt. Rechtmäßige Durchführung bedarf 

zweier Grundvoraussetzungen. Die Beginnvoraussetzungen der 

Sachpfändung müssen vorliegen und sie muss als solche rechtmä- 

ßig sein. Beide Grundvoraussetzungen gliedern sich wiederum in 

eigene Untervoraussetzungen. Aufgrund der Schwerpunktsetzung 

auf Tierpfändungsschutzvorschriften, wird im Folgenden nur die 

Grundvoraussetzung    „Rechtmäßigkeit    der    Sachpfändung  als 

 

 

 

50  Scholz in: Dürig/Herzog/Scholz, GG-Kommentar, Art. 20a GG, Rn. 76; 

Murswiek in: Sachs, GG, Art. 20a, Rn. 31b. 
51 VG Hamburg, Beschl. vom 22.09.1988 - 7 VG 2499/88, NVwZ 1988, 
1058. 
52 Peters/Irrgang in: Görres-Gesellschaft, Band 5, Tierschutz, I. Rechtli- 

che Aspekte. 
53 Murswiek in: Sachs, GG, Art. 20a, Rn. 31b. 
54 Holzner in: Pfirrmann/Rosenke/Wagner, BeckOK AO, § 249 AO, Rn. 

163. 
55 Holzner in: Pfirrmann/Rosenke/Wagner, BeckOK AO, § 249 AO, Rn. 

154-159. 
56 Holzner in: Pfirrmann/Rosenke/Wagner, BeckOK AO, § 249 AO, Rn. 

160. 
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solche“ und ihre Untervoraussetzungen betrachtet.57 Vom Vorliegen 

der zweiten Grundvoraussetzung wird ohne weitere Ausführungen 

ausgegangen. 

 

I. Das Tier als Sache 

Der Sachpfändung unterliegen gem. § 285 Abs. 1 AO grds. nur „be- 

wegliche Sachen“.58 Auch Tiere sind davon umfasst. Im allgemei- 

nen Sprachgebrauch werden prinzipiell Gegenstände als „Sachen“ 

betitelt. Die Sachdefinition des § 90 BGB geht damit konform, be- 

grenzt den Begriff jedoch ausschließlich auf die Kategorie der kör- 

perlichen Gegenstände.59 Körperlichkeit setzt voraus, dass der Ge- 

genstand für den Menschen „sinnlich wahrnehmbar und im Raum 

abgegrenzt“ ist.60 Erst dadurch kann er überhaupt über die Sache 

verfügen.61 Zudem kann er ihn besitzen und i. S. d. §§ 903 ff. BGB 

Eigentum oder andere gegenstandsbezogene Rechte an ihm er- 

werben.62 Beherrschbarkeit ist mithin ebenfalls Merkmal der Körper- 

lichkeit.63 Vom Gegenstandsbegriff enthält das BGB keine Definition 

und verwendet ihn auch in verschiedenem Umfang.64 Prinzipiell 

kann es all das sein, worüber der Mensch verfügen kann, was ihm 

die Rechtsordnung zuteilt und seinem Verfügungswillen übergeord- 

nete Bedeutung zuspricht.65 Mit Verfügen bestehen gegenstands- 

bezogene Rechte. Mithin ist „Gegenstand“ auch „Rechtsobjekt“.66 

Im Sinne dieser Ausführungen sind Tiere unstrittig als körperliche 

Gegenstände und damit als Sachen i. S. d. § 90 BGB anzusehen.  

So wurden sie auch lange Zeit bewertet und behandelt. Diese Be- 

handlung stand jedoch an verschiedenen Stellen im Widerspruch 

zu dem ethisch gebotenen Tierschutz nach TierSchG. Tierschutz- 

belange wurden im bürgerlichen Recht vor Sept. 1990 zwar verein- 

zelt u. a. in BGB- und ZPO-Vorschriften berücksichtigt, jedoch nicht 

vollumfänglich. Das „Gesetz zur Verbesserung der Rechtsstellung 

des Tieres im bürgerlichen Recht” vom 20.08.1990 (BGBl. I. 1990, 

S.  1762)  sollte  dieser  Problematik  entgegenwirken.  Neben dem 
 
 

57 Schönknecht in: Schönknecht/Küchenhoff, Lehrbuch Abgabenrecht, 

Rn. 1113. 
58  Vgl. § 285 Abs. 1 AO. 
59 Vgl. § 90 BGB; Holzner in: Pfirrmann/Rosenke/Wagner, BeckOK AO, 

AO § 286 AO, Rn. 23. 
60 Stieper in: Staudinger/Stieper, Kommentar BGB, Vorbem. zu §§ 90 ff., 

Rn. 9; Schmidt in: Erman BGB, Kommentar, Vorbem. vor § 90, Rn. 1; 

Loose, JA 2016, 808 (809). 
61 Stieper in: Staudinger/Stieper, Kommentar BGB, Vorbem. zu §§ 90 ff., 

Rn. 9; Schmidt in: Erman BGB, Kommentar, Vorbem. vor § 90, Rn. 10. 
62 Schmidt in: Erman BGB, Kommentar, § 90, S. 244, Rn. 1. 
63 Schmidt in: Erman BGB, Kommentar, Vorbem. vor § 90, Rn. 1; Stieper 
in: Staudinger/Stieper, Kommentar BGB, § 90, Rn. 3. 
64 Schmidt in: Erman BGB, Kommentar, Vorbem. vor § 90, Rn. 2. 
65 Schmidt in: Erman BGB, Kommentar, Vorbem. vor § 90, Rn. 2. 
66 Schmitz in: Erb/Schäfer, MüKo zum StGB, § 242 StGB, Rn. 25. 
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durch Gesetzestitel formulierten Ziel, sollte es den ethischen Tier- 

schutz nach TierSchG auch im bürgerlichen Recht verstärkt zum 

Ausdruck bringen.67 Es folgte die Gliederung des zweiten Abschnit- 

tes des ersten Buches des BGB in die Titel „Sachen“ und „Tiere“. 

Eingeführt wurde ebenfalls § 90a BGB. Dieser weist seitdem in sei- 

nem S. 2 auf Existenz und Beachtungswürdigkeit der Tierschutzvor- 

schriften, v. a. dem TierSchG, hin. Zudem differenziert § 90a S. 1 

BGB das Tier ausdrücklich von der Sache. Dennoch gelten für es 

weiterhin sachrechtliche Vorschriften, soweit hierzu keine Sonder- 

regelungen bestehen.68 Speziell für die Sachpfändung sind derlei 

nicht aus AO, ZPO oder TierSchG ergiebig. Deshalb können Tiere 

prinzipiell als „Sache“ nach § 285 Abs. 1 AO gepfändet werden. 

Die Neugliederung des zweiten Abschnittes des ersten BGB-Bu- 

ches und der neue § 90a S. 1 BGB schulen das Verständnis vom 

Tier, ausgehend vom leblosen Objekt, hin zum empfindsamen Le- 

bewesen. Zudem hebt § 90a S. 2 BGB die Relevanz der Tierschutz- 

vorschriften hervor. Es wird damit verstärkt zur Pflicht, v. a. das 

TierSchG im bürgerlichen Recht zu berücksichtigen.69 Das o. g. Ge- 

setz wurde mithin seinem Hervorhebungsziel des ethischen Tier- 

schutzes vollkommen gerecht. Kritisch betrachtet ändert sich die 

Rechtsstellung des Tieres im bürgerlichen Recht damit aber nicht. 

Der Gesetzgeber vertritt selbst die Ansicht, „tatsächliche Änderun- 

gen“ seien nur durch Folgeänderungen, u. a. in ZPO, eingetreten.70 

Neustrukturierung und § 90a BGB erfüllen vielmehr eine Feststel- 

lungs- und Signalfunktion.71 Zwar wurde damit ein wichtiger Beitrag 

zur Schärfung der Tierwahrnehmung hin zum schmerzempfindli- 

chen Lebewesen geleistet, aber behandelt wird es weiterhin über- 

greifend als „Sache“.72 So können Tiere auch nach wie vor vom 

Menschen besessen und unter gesetzesvorbehalt als Eigentum er- 

worben werden.73 Dies ist Widerspruch in sich. Aus anderer Per- 

spektive betrachtet, bleiben Tiere dem Rechtsverkehr so jedoch un- 

ter Vorbehalt tierschutzrechtlicher Bestimmungen zugänglich. Es 

bedarf keiner zeit- und kostenaufwendigen, sowie fehleranfälligen 

Neuregelungen für Tiere, da für es weiter die bewährten Regeln für 

Sachen gelten. 

Um der Sachpfändung zu unterliegen, muss die Sache auch beweg- 

lich  sein.74  Dies  bezeichnet  die Fähigkeit  sich  selbstständig von 

 
67 BT-Drs. 11/5463, S. 1. 
68  Vgl. § 90a S. 3 BGB. 
69  Vgl. § 90a S. 2 BGB. 
70 Vgl. BT-Drs. 11/7369, S. 5. 
71 Graul, JuS 2000, 215 (217); Stieper in: Staudinger/Stieper, Kommentar 

BGB, § 90a, Rn. 8. 
72 Stieper in: Staudinger/Stieper, Kommentar BGB, § 90a, Rn. 3. 
73  Vgl. § 903 BGB. 
74  Vgl. § 285 Abs. 1 AO. 
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einem Ort zu einem anderen begeben zu können.75 Im Gegensatz 

dazu weist § 322 Abs. 1 S. 1 AO darauf hin, dass Grundstücke und 

Gebäude, deren wesentliche Bestandteile (§§ 93, 94 BGB), sowie 

im entsprechenden Register eingetragene Schiffe oder Flugzeuge 

prinzipiell der Vollstreckung in das unbewegliche Vermögen unter- 

liegen.76 Tiere zählen zu keiner der dort genannten Sachen. Zudem 

sind sie i. d. R. bewegungsfähig. So sind sie als „bewegliche Sache“ 

im Rahmen der Sachpfändung pfändbar. Anders verhält es sich 

aber, wenn sie Zubehör einer unbeweglichen Sache, wie z. B. ei- 

nem Grundstück, sind. Der § 97 Abs. 1 S. 1 BGB definiert Zubehör 

grds. auch als bewegliche Sachen. Im Unterschied zu wesentlichen 

Bestandteilen i. S. d. §§ 93, 94 BGB, ist es nicht fest mit der Sache 

verbunden, zu der es gehört. Zubehör unterstützt die Hauptsache 

beim Erreichen ihres existenziell wirtschaftlichen Zwecks. Entspre- 

chend befindet es sich auch in räumlicher Nähe zu dieser.77 Zum 

landwirtschaftlichen Inventar, als Spezialform des Zubehörs, zählt 

gem. § 98 Nr. 2 BGB insbesondere Vieh auf einem Landgut. Jedoch 

kann es gem. § 322 Abs. 1. S. 2 AO i. V. m. § 865 Abs. 1, 2 S. 1 

ZPO nicht als bewegliche Sache gepfändet werden. Stattdessen 

wird die Hypothekenhaftung, der das Grundstück unterliegt, auf das 

Vieh ausgedehnt.78 Eine Ausnahme davon greift gem. § 1120 2. HS 

BGB nur, wenn Vieh- und Grundstückseigentümer auseinanderfal- 

len. In diesem Fall kann das Vieh als Zubehör i. S. d. § 97 Abs. 1 S. 

1 BGB prinzipiell gepfändet werden.79
 

 

II. Gewahrsam des Schuldners 

Der § 286 Abs. 1 AO sieht vor, dass sich das Tier zur Sachpfändung 

im Gewahrsam des Vollstreckungsschuldners (fortan „Schuldner“) 

befinden muss. Unter „Gewahrsam“ ist nur die tatsächliche Sach- 

herrschaft über das Objekt zu verstehen.80 Der Schuldner hat au- 

genscheinlich in einer Form Zugriff auf das Tier, die es ihm ermög- 

licht, unmittelbar über es zu verfügen (Alleingewahrsam).81 So geht 

„Gewahrsam“ konform mit dem „unmittelbaren Besitz“ (§ 854 Abs. 

1 BGB), nicht aber mit den übrigen Besitzformen.82  Auf Eigentum 

 

75  Loose, JA 2016, 808 (809). 
76 Schönknecht in: Schönknecht/Küchenhoff, Lehrbuch Abgabenrecht, 

Rn. 1115. 
77 Vgl. § 97 Abs. 1 S. 1 BGB. 
78 Vgl. §§ 322 Abs. 1 S. 2 AO, § 865 Abs. 1 ZPO i. V. m. § 1120 BGB; 

Holzner in: Pfirrmann/Rosenke/Wagner, BeckOK AO, § 249 AO, Rn. 165. 
79 Vgl. § 322 Abs. 1. S. 2 AO i. V. m. § 865 Abs. 2 S. 2 ZPO. 
80 Holzner in: Pfirrmann/Rosenke/Wagner, BeckOK AO, § 286 AO, 

Rn. 40; Schönknecht in: Schönknecht/Küchenhoff, Lehrbuch Abgaben- 

recht, Rn. 1127. 
81  Klüger in: Koenig AO, § 286 AO, Rn. 4; BeckOK AO, § 286 AO, Rn. 41. 
82 Holzner in: Pfirrmann/Rosenke/Wagner, BeckOK AO, § 286 AO, 

Rn. 40; Klüger in: Koenig AO, § 286 AO, Rn. 3; Schönknecht in: 

Schönknecht/Küchenhoff, Lehrbuch Abgabenrecht, Rn. 1127. 
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des Schuldners am Tier kommt es bei der Pfändung vorerst nicht 

an. Derartige Prüfungen sind für den VB zu aufwändig und zeitrau- 

bend, weshalb der Gewahrsam als Anzeichen auf Eigentum ge- 

nügt.83 Gegenteiliges gilt nur, wenn das Tier offensichtlich nicht im 

Eigentum des Schuldners steht.84 Sind Dritte an seiner statt tatsäch- 

liche Tiereigentümer, können diese Widerspruch gegen die Pfän- 

dung einlegen.85 Übt dagegen ein Dritter, z. B. ein Mitbewohner, 

Gewahrsam auf das Eigentumstier des Schuldners aus, ist dieses 

nur mit seiner Zustimmung pfändbar.86 Für Ehegatten gelten gem. 

§ 263 AO Sondervorschriften, auf die an dieser Stelle nicht näher 

eingegangen wird. 

Die Pfändung allein auf Basis des Gewahrsams ist zweifellos von 

enormer Wichtigkeit für den VB. Durch Prüfung sämtlicher Eigen- 

tumsverhältnisse im Vorfeld jeder Pfändung, könnte er seinen Auf- 

gaben kaum vollumfänglich nachkommen. Allerdings können Dritte 

dadurch prinzipiell in Mitleidenschaft gezogen werden. Beispiels- 

weise können deren Tiere, die der Schuldner zur vorübergehenden 

Pflege in seine Obhut genommen hat, wegen seines Gewahrsams 

gepfändet werden. Zur Wiederbeschaffung bedarf es dann erst des 

Widerspruchs. Der Dritte erhält sie vorerst nicht zurück. Besonders 

zwischen Menschen und deren Heimtieren besteht i. d. R. eine enge 

emotionale Bindung. Die längere Trennung voneinander kann für 

das Tier also Schmerz bedeuten. Gleiches gilt, wenn es sich in Ob- 

hut des Schuldners deutlich weniger entfalten kann oder es dort ge- 

sundheitlich nicht auf gleichem Niveau umsorgt wird. Niemand 

zwingt den Schuldner dazu, es gleich sorgsam wie der Dritte zu 

pflegen. Schutz vor Schmerz und Leid erfährt das Tier hier also trotz 

Verankerung des ethischen Tierschutzes im Art. 20a GG und in § 1 

TierSchG nicht vollumfänglich. 

 

III. Tierpfändungsschutzvorschriften gem. § 811 

ZPO 

Der § 295 S. 1 AO lässt die Sachpfändung von Tieren grds. nur 

unter Beachtung der Pfändungsschutzvorschriften nach ZPO zu. Ihr 

genereller Zweck ist primär der Schuldnerschutz. Die Pfändung soll 

dem Schuldner nicht jegliche Mittel entziehen, sondern ihm den- 

noch ein menschenwürdiges Dasein ermöglichen.87  Dieser Auftrag 

 

83 Schönknecht in: Schönknecht/Küchenhoff, Lehrbuch Abgabenrecht, 

Rn. 1126. 
84 Holzner in: Pfirrmann/Rosenke/Wagner, BeckOK AO, § 286 AO, 

Rn. 42; Schönknecht in: Schönknecht/Küchenhoff, Lehrbuch Abgaben- 

recht, Rn. 1126. 
85  Vgl. § 262 Abs. 1 AO. 
86  Vgl. § 286 Abs. 4 AO. 
87  Vgl. Art. 1 GG; Holzner in: Pfirrmann/Rosenke/Wagner, BeckOK  AO, 

§ 295 AO, Rn. 1. 
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ergibt sich bereits aus Art. 1 Abs. 1 GG und Art. 2 Abs. 1 GG, die 

dem Menschen die Unantastbarkeit seiner Würde und Handlungs- 

freiheit garantieren.88 ZPO-Pfändungsschutzvorschriften sind mithin 

einfachgesetzliches Resultat des in der Verfassung verankerten So- 

zialstaatsprinzips (Art. 20 Abs. 1 GG).89 Von ihnen profitiert aber 

auch die Öffentlichkeit, die der Schuldner als Sozialhilfeempfänger 

andernfalls belasten würde.90 Der VB hat sie von Amts wegen zu 

berücksichtigen. Auch der Schuldner selbst kann nicht freiwillig auf 

den Pfändungsschutz bestimmter beweglicher Sachen verzichten.91 

Welche das genau betrifft, ist katalogisch im § 811 ZPO nF erfasst, 

auf dessen Anwendung § 295 S. 1 AO verweist. Ist ein Tier anhand 

seines Zwecks dort aufgeführt, darf es nicht gepfändet werden. Dies 

ist Resultat der Umsetzung des Tierschutz-Staatsziels auf einfach- 

gesetzlicher Ebene.92 Im Umkehrschluss ist Tierpfändung nur ge- 

rechtfertigt, wenn der Pfändungsschutz nach § 811 ZPO nF nicht 

greift. Selbiges gilt im Zweifel und wenn alternative Pfandobjekte 

nicht oder nur unzureichend zum Zugriff stehen.93 Ob und welche 

Schutzvorschriften greifen, liegt im Ermessen des VB. 

 
1. § 811 ZPO vor und nach ZPO-Reform 

Die zentrale Schutzvorschrift des § 811 ZPO nF findet in ihrer aktu- 

ellen Fassung erst seit 01.01.2022 Anwendung. Lange Zeit stand 

ihr Inhalt in der Kritik, da er sich seit Gesetzeseinführung gegen 

Ende des 19. Jh. (seinerzeit als § 715 „CPO“) kaum verändert 

hatte.94 In seinem Entwurf des Gesetzes zur Neustrukturierung und 

Modernisierung des Pfändungsschutzes (GNeuMoP) im Jahr 2010 

betitelte der Bundesrat sie als noch immer an den „weitgehend 

überholten sozialen Strukturen“ der damaligen Zeit ausgerichtet.95 

Folglich seien sie zu ausführlich, unübersichtlich, umständlich um- 

setzbar und dringend zu reformieren.96 Dieser erste ZPO-Reform- 

versuch scheiterte jedoch am Ablauf der 17. Wahlperiode.97 Ein wei- 

terer, dieses Mal erfolgreicher Versuch, folgte durch die Bundesre- 

gierung mit dem Entwurf des Gesetzes zur Verbesserung des 

Schutzes von Gerichtsvollziehern vor Gewalt sowie zur  Änderung 

 

88 BGH, NJW-RR 2010, 642 (643). 
89 BT-Drs. 19/27636, S. 28; BGH, NJW-RR 2010, 642 (643); Herget in: 

Zöller, ZPO, § 811 ZPO, Rn. 1. 
90 Holzner in: Pfirrmann/Rosenke/Wagner, BeckOK AO, § 295 AO, Rn. 

22; Herget in: Zöller, ZPO, § 811 ZPO, Rn. 1. 
91 Holzner in: Pfirrmann/Rosenke/Wagner, BeckOK AO, § 295 AO, 

Rn. 22; Herget in: Zöller, ZPO, § 811 ZPO, Rn. 11. 
92 Holzner in: Pfirrmann/Rosenke/Wagner, BeckOK AO, § 295 AO, Rn. 1. 
93 Herget in: Zöller, ZPO, § 811 ZPO, Rn. 9. 
94 Glenk, ZRP 2013, 232 (233, 236); Herberger, DGVZ 2021, 253. 
95 BT-Drs. 17/2167, S. 1. 
96 BT-Drs. 17/2167, S. 1. 
97 <https://dip.bundestag.de/vorgang/.../24778> [23.07.2022]; Herberger, 

DGVZ 2021, 253. 
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weiterer zwangsvollstreckungsrechtlicher Vorschriften vom 

07.05.2021 (GVSchuG; BGBl. I. 2021, S. 850). Auch hier hieß es in 

der Gesetzesbegründung § 811 ZPO aF gäbe „die aktuellen recht- 

lichen und wirtschaftlichen Gegebenheiten sowie gesellschaftliche 

Realitäten teilweise nicht mehr ausreichend wider“.98 Gesetzesziel 

ist die Anpassung der Pfändungsschutzvorschriften an die heutigen 

Lebensverhältnisse. Zu diesem Zweck sollen sie komprimiert, 

zentralisiert und vereinfacht, folglich besser verständlich und an- 

wendbar werden.99  Zudem sollte auch der Anwendungskreis und 

„der Pfändungsschutz von Tieren maßvoll erweitert werden“.100 Die 

Zielanordnung und Formulierung innerhalb des Gesetzestitels deu- 

tet jedoch an, dass die Modernisierung der Pfändungsschutzvor- 

schriften im zweiten Reformversuch nicht mehr vordergründiges 

Gesetzesziel ist. An erster Stelle steht der verbesserte Gerichtsvoll- 

zieherschutz. Auch soll seine Arbeit erleichtert werden. Demnach 

wird im Gesetzesentwurf primär Stellung zu den Auswirkungen der 

ZPO-Reform auf den GV bezogen. Er ist jedoch klar vom VB der 

Zollverwaltung abzugrenzen. Im Gegensatz zu ihm, wird der GV nur 

auf Antrag privater Gläubiger tätig, vollstreckt allein privatrechtliche 

Forderungen im Zuge der Zwangsvollstreckung und hilft damit den 

Vollstreckungsgerichten aus. Dennoch sind sowohl GV als auch VB 

von den Auswirkungen der ZPO-Reform betroffen, da die Zwangs- 

vollstreckung auf ZPO und ZVG basiert, und die AO für die Verwal- 

tungsvollstreckung mehrfach in die ZPO verweist.101 Somit sind die 

im Gesetzesentwurf prognostizierten Auswirkungen der Neustruk- 

turierung auf den GV auch auf den VB übertragbar. 

Mit Wirkung zum 01.01.2022 trat § 811 ZPO nF neustrukturiert in 

Kraft.102 Er umfasst gegenwärtig vier Absätze, wobei sich der Un- 

pfändbarkeitskatalog in Abs. 1 und sich darauf beziehende Ausnah- 

meregelungen in Abs. 2 bis 4 befinden. Der Katalog ist im Zuge der 

Neustrukturierung von zuvor 13 auf 8 Nrn. geschrumpft. Sowohl 

Wortlaut, als auch Umfang der vorherigen Nrn. gleicht kaum dem 

der nF. Lediglich § 811 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2 ZPO nF sind nach 

Wortlaut und Struktur noch überwiegend auf § 811 Abs. 1 Nr. 1 und 

Abs. 2 ZPO aF zurückzuführen. Die Abs. 3 und 4 des § 811 ZPO nF 

sind im Zuge der Neustrukturierung neu hinzugefügt worden. Sie 

sind Ergebnis der Integration der §§ 811c und 812 ZPO aF in § 811 

ZPO nF.103 Beachtenswert ist zudem die Änderung der Paragrafen- 

überschrift  von  ehemals „§ 811 Unpfändbare Sachen“  zu „§  811 

 

 

98 BT-Drs. 19/27636, S. 1, 17. 
99 BT-Drs. 19/27636, S. 19. 
100 BT-Drs. 19/27636, S. 2. 
101  Meller-Hannich, MDR 2019, 713 (716). 
102  BGBl. I. 2021, S. 850. 
103 Wiese in: Gosch, AO/FGO, § 295 AO, Rn. 6. 
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Unpfändbare Sachen und Tiere“.104 Dies lässt sich auf die Einfüh- 

rung des § 90a S. 1 BGB im Jahr 2002 zurückführen, welcher seit- 

dem in § 811 ZPO aF noch keine Würdigung fand.105 Inwiefern sich 

durch die Neustrukturierung des § 811 aF konkrete Veränderungen 

hinsichtlich des Tierschutzes in äußerer und inhaltlicher Form erge- 

ben haben, wird im Folgenden durch punktuelle Gegenüberstellung 

detailliert dargestellt. 

 
a) geschützter Personenkreis 

Der Unpfändbarkeitskatalog des § 811 Abs. 1 ZPO aF umfasste 

grds. Sachen, die dem Schuldner zuzuordnen waren. Nur in § 811 

Abs. 1 Nr. 1, 2, 3, 4, 4a, 10 und 11 ZPO aF wurde explizit auch seine 

Familie einbezogen. Dennoch bestanden Unsicherheiten über die 

Exklusivität der Bestimmungswortlaute, die allein den Schuldner be- 

trafen.106 Deshalb nahm der BGH die Thematik in seinem Beschluss 

vom 28.01.2010 auf und sah die Berücksichtigung der Schuldnerfa- 

milien auch unabhängig vom expliziten Bestimmungswortlaut vor.107 

Diese Handhabung ergibt sich aus dem Zweck der Pfändungs- 

schutzvorschrift. Für einen umfassenden Schuldnerschutz muss 

auch seine Familie Berücksichtigung finden.108 Die Schutzvorschrif- 

ten des § 811 Abs. 1 ZPO nF betreffen nun überwiegend Schuldner, 

sowie im gleichen Haushalt lebende Personen.109 Darauf weisen 

konkret die Wortlaute des § 811 Abs. 1 Nr. 1, 3 b), 4, 6 und 8 ZPO 

nF hin. Die übrigen Schutzvorschriften beziehen sich, falls erforder- 

lich, allein auf den Schuldner, oder auf ihn und seine Familie.110
 

Die Neustrukturierung ging folglich mit Erweiterung des Anwen- 

dungsbereichs einher. Das liegt dem Anpassungsziel des § 811 

ZPO aF an gegenwärtige Lebensverhältnisse zu Grunde.111 Ver- 

schiedenste modern gängige Formen des Zusammenlebens erfah- 

ren nun, unabhängig von Familienbanden zwischen Schuldner und 

Haushaltsmitglied, Berücksichtigung. So z. B. auch außereheliche 

Lebensgemeinschaften. Damit wird das GVSchuG seinem Ziel ge- 

recht. Doch geht der erweiterte Anwendungsbereich für den VB mit 

größerem Prüfungs- und Zeitaufwand einher. Für die Zollverwaltung 

erzeugt dies zusätzliche Kosten.112 Umgekehrt sind VB dafür stär- 

ker in ihrem Pfändungsspektrum eingeschränkt, was in zeitlicher 

und beruflicher Entlastung resultiert. Prüfungen von Eigentumsver- 

hältnissen      und      anwendbaren    Pfändungsschutzvorschriften, 
 

104  Vgl. Überschriften des  §§  811 ZPO aF  und nF. 
105 BT-Drs. 9/27636, S. 28. 
106 Herberger, DGVZ 2021, 253 (254). 
107  BGH, DGVZ 2010, 77 (643). 
108 BGH, DGVZ 2010, 77 (643); Herberger, DGVZ 2021, 253 (254). 
109 Vgl. § 811 Abs. 1 Nr. 1, 3 b), 4, 6 und 8 ZPO nF. 
110 Vgl. § 811 Abs. 1 Nr. 2 und 3 a) nF. 
111 BT-Drs. 9/27636, S. 28. 
112 BT-Drs. 9/27636, S. 28. 
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Beschlagnahmen und Verwertungen entfallen für die neu vom An- 

wendungsbereich erfassten Pfandstücke.113 Heiklen und zeitauf- 

wendigen Eigentumsabgrenzungsfällen wird ausgewichen.114 Ins- 

besondere spart die Verwaltung so Kosten ein. 

 
b) Tiere 

Der Pfändungsschutz für Tiere ist nach ZPO-Reform primär in § 811 

Abs. 1 Nr. 8 ZPO nF statuiert. Wie bereits zuvor dargestellt, ist auch 

dieser von der Erweiterung des Anwendungsbereichs auf Haus- 

haltsmitglieder des Schuldners betroffen.115 Er gleicht § 811 Abs. 1 

Nr. 8 ZPO aF weder optisch noch inhaltlich. Der Tierpfändungs- 

schutz war zuvor jedoch auch nicht dort, sondern in § 811 Abs. 1 

Nr. 3, 4, ggf. 5 und 6 ZPO aF, sowie in § 811c ZPO aF statuiert.116 

Im einleitenden HS bestimmt § 811 Abs. 1 Nr. 8 ZPO nF „Tiere“ des 

Schuldners oder seines Haushaltsmitgliedes zum grds. geschützten 

Pfandobjekt. Eine generelle Definition des Tierbegriffs enthält we- 

der ZPO noch AO. Jedoch indiziert der Verweis in § 90a S. 2 BGB 

auf Existenz und Beachtungswürdigkeit besonderer Tierschutzvor- 

schriften, wie z. B. § 811 Abs. 1 Nr. 8 ZPO nF, dass § 90a BGB und 

§ 811 Abs. 1 Nr. 8 ZPO nF den Tierbegriff einheitlich verwenden.117 

Eine eindeutige Begriffsbestimmung liegt jedoch auch nach BGB 

nicht vor. Die einzige Eingrenzung erfolgt hier durch grds. Differen- 

zierung zwischen Tier und Sache gem. § 90a S. 1 BGB. Sie sind 

mithin keine „leblosen Sachen“.118 Die Fähigkeit des Tieres zur 

Schmerzempfindung  ist  dabei  irrelevant.  Nur  Lebendigkeit setzt 

§ 90a S. 1 BGB voraus.119 Mangels weiterer Begriffseingrenzungen, 

ist vom biologischen Tierbegriff auszugehen. Es sind grds. solche 

jeder Art und Gattung erfasst. Diese Auslegung harmoniert mit dem 

TierSchG, welches ebenso vom Verweis des § 90a S. 2 BGB erfasst 

ist. Es schützt mangels Begriffseingrenzung prinzipiell das ganze 

Tierreich, unabhängig von Entwicklungshöhe oder Schädlichkeits- 

status für Mensch und Umwelt.120 Lediglich Tiereier aller Art, 

Sperma oder Embryonen bleiben außen vor. 121
 

Die Pfändungsschutzvorschrift des § 811 Abs. 1 Nr. 8 ZPO nF 

grenzt den Tierbegriff nach dem einleitenden HS in den Buchstaben 

 
 

113 BT-Drs. 9/27636, S. 21; Herberger, DGVZ 2021, 253 (254). 
114 BT-Drs. 9/27636, S. 2. 
115  Vgl. hierzu a) geschützter Personenkreis, S. 15. 
116 BT-Drs. 9/27636, S. 31; Herget in: Zöller, ZPO, § 811 ZPO, Rn. 32. 
117 Schmidt in: Erman BGB, Kommentar, § 90a BGB, Rn. 3. 
118 Schmidt in: Erman BGB, Kommentar, § 90a BGB, Rn. 5. 
119 Stieper in: Staudinger/Stieper, Kommentar BGB, § 90a BGB, Rn. 5; 

Lorz, MDR 1990, 1057 (1058). 
120 BT-Drs. VI/2669, S. 9; Stieper in: Staudinger/Stieper, Kommentar 

BGB, § 90a BGB, Rn. 5. 
121 Stieper in: Staudinger/Stieper, Kommentar BGB, § 90a BGB, Rn. 7; 

Lorz, MDR 1990, 1057 (1058). 
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a) und b) nach Zweck für Schuldner und Haushaltsmitglied ein.122
 

Welche Tiere konkret von den Buchstaben erfasst sind, wird nach- 

folgend  anhand  eigens  gewählter  Tierkategorien  dargelegt. 

 
aa) Heim- und Versorgungstiere 

Unter § 811 Abs. 1 Nr. 8 a) ZPO nF fallen Tiere, die Schuldner oder 

Haushaltsmitglied „nicht zu Erwerbszwecken hält“.123 Nach allge- 

meinem Sprachgebrauch ist damit grds. jedes Tier ausgeschlossen, 

dass speziell zur regelmäßigen Gewinnerzielung gehalten wird.124 

Die „Haltung“ ist nicht mit bloßem Gewahrsam gleichzusetzen. Sie 

setzt Tierbetreuung, -beaufsichtigung, -pflege, Kostentragung, so- 

wie Entscheidungsmacht, u. a. über die Tierverwendung voraus.125 

Der neue Wortlaut des § 811 Abs. 1 Nr. 8 a) ZPO nF deckt gleich 

zwei der vorherigen Tierpfändungsschutzvorschriften ab. Gemeint 

sind § 811 Abs. 1 Nr. 3 ZPO aF und § 811c ZPO aF.126 Der § 811 

Abs. 1 Nr. 3 ZPO aF schützte „Kleintiere in beschränkter Zahl sowie 

eine Milchkuh oder nach Wahl des Schuldners statt einer solchen 

insgesamt zwei Schweine, Ziegen oder Schafe“ (fortan: „Versor- 

gungstiere“), die zur Ernährung des Schuldners, seiner Familie oder 

Hausangehörigen erforderlich waren.127 Dabei war irrelevant, ob 

das Tierfleisch, oder nur die tierischen Produkte benötigt wurden.128 

Bereits der Vorschriftswortlaut zeugt von Alter. Sie schützte nur die 

zum Lebenserhalt erforderlichen Versorgungstiere, nicht etwa die 

zur Gewinnerzielung oder zur Betriebsfortführung. Das zeigt die ge- 

ringe Anzahl der in § 811 Abs. 1 Nr. 3 ZPO aF aufgezählten Tiere.129 

Die Familiengröße und ihr Bedarf bestimmte, ob Erforderlichkeit 

zum Behalt überhaupt bestand.130 Das Konzept von der Familie, de- 

ren Ernährungs- und mithin Lebensgrundlage allein auf der selbst- 

versorgerischen Tierhaltung basiert, ist heute kaum existent.131 

Auch war die Vorschriftsformulierung unnötig detailliert, damit lang 

und sperrig.132 Eine Verallgemeinerung und damit Kürzung des 

Wortlautes war zur besseren Verständlich- und Anwendbarkeit an- 

gebracht. Außerdem werden Gesetzesvorschriften i. d. R. durch 

Gesetzeskommentare konkretisiert. Derlei existierten auch bereits, 

was   detaillierte   Vorschriftsformulierung   entbehrlich machte.133
 

 

122 Vgl. § 811 Abs. 1 Nr. 8 a), b) ZPO nF. 
123 § 811 Abs. 1 Nr. 8 ZPO nF. 
124  Lorz, MDR 1990, 1057 (1061). 
125 Herget in: Zöller, ZPO, § 811 ZPO, Rn. 33. 
126 BT-Drs. 19/27636, S. 31. 
127  § 811 Abs. 1 Nr. 3 ZPO aF. 
128  Gottwald in: Gottwald/Mock, ZVS Kommentar, § 811,  Rn. 28. 
129  Dietz, DGVZ 2001, 81 (82). 
130  Gottwald in: Gottwald/Mock, ZVS Kommentar, § 811,  Rn. 28. 
131  Herberger, NuR  2022,  106  (107); Meller-Hannich, MDR 2019, 713; 

Schmid, JR 2013, 245 (246). 
132  Herberger, NuR 2022, 106 (107). 
133  Keller  in:  Keller, HB ZVR  Rn. 296. 
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Positiverweise ließ die starre Nennung geschützter Tiere in Art und 

Zahl dem VB wenig Raum für Abgrenzungsschwierigkeiten. Ebenso 

wenig Raum blieb aber für individuellen und damit verhältnisgemä- 

ßen Schuldnerschutz. Die Zahl pfändungsgeschützter Tiere blieb 

die gleiche, egal wie viele Familien- oder Haushaltsmitglieder zu 

versorgen waren. Existenzverlust war damit nicht ausgeschlossen, 

obwohl es dem eigentlichen Zweck von Pfändungsschutzvorschrif- 

ten widersprach.134 Schwierigkeit bestand zudem in der Auslegung 

des nicht weiter konkretisierten Kleintier-Begriffs. Unstrittig waren 

darunter Hühner, Gänse, Kaninchen oder Enten zu verstehen, doch 

inwieweit er z. B. Bienen einschloss, war unklar.135 Wie viele Klein- 

tiere eine „beschränkte Zahl“ ausmachten, war ähnlich unklar. 

Tiere im häuslichen Bereich zu Nichterwerbszwecken waren seiner- 

zeit durch § 811c ZPO aF geschützt.136 Der „häusliche Bereich“ war 

nicht konkretisiert, aber die Formulierung indizierte eine gewisse 

„räumliche Nähe“ zwischen Tier und Schuldner. So zählte Wohnung 

und Haus ebenso zum „häuslichen Bereich“, wie der dazugehörige 

Garten.137 Temporäres Verlassen des Bereichs durch das Tier war 

unschädlich, durfte aber nicht anhalten.138 Durch ständige räumli- 

che Nähe zwischen Schuldner und Heimtier, ist deren emotionale 

Bindung zueinander i. d. R. intensiv und so besonders schützens- 

wert. Diese Zielvorstellung stand auch hinter § 811c ZPO aF, wurde 

aber nicht ganz erfüllt. Ähnlich starke Bindungen des Schuldners zu 

Tieren außerhalb des „häuslichen Bereichs“, z. B. zu seinem im 

Pensionsstall untergebrachten Pferd,  blieben schutzlos.139
 

Mit § 811 Abs. 1 Nr. 8 a) ZPO nF wird allen vorherigen Schwach- 

punkten      entgegengewirkt.      Die      Pfändungsschutzobjekte    der 

§§ 811 Abs. 1 Nr. 3, 811c ZPO aF wurden hier unter dem Tier zu 

Nichterwerbszwecken komprimiert. Der § 811c ZPO aF entfällt und 

§ 811d ZPO aF tritt an seine Stelle.140 Der überholte Schutz von 

Selbstversorgerfamilien, die ihre Nutztiere dringend als Lebens- 

grundlage benötigten, ist nicht länger Teil des Wortlautes von § 811 

Abs. 1 Nr. 8 a) ZPO nF, bleibt aber dennoch umfasst. Kleintieraus- 

legungs- und Abgrenzungsproblematik, unverhältnismäßiger 

Schuldnerschutz bei Versorgungstieren und Heimtierschutzbegren- 

zung auf solche im „häuslichen Bereich“ entfällt. Damit kommt es in 

§ 811 Abs. 1 Nr. 8 a) ZPO nF sogar zur Erweiterung des Schutzum- 

fangs.   Versorgungstiere   sind   nun   in   unbegrenzter   Zahl  und 

 

134  Herberger, NuR 2022, 106 (107). 
135 Gottwald in: Gottwald/Mock, ZVS Kommentar, § 811 ZPO, Rn. 28; 

Herberger, NuR 2022, 106 (107); Schmid, JR 2013, 245 (246). 
136 Vgl. § 811c Abs. 1 ZPO aF. 
137  Dietz, DGVZ 2001, 81 (83); Lorz, MDR 1990,  1057 (1060). 
138  Lorz, MDR 1990, 1057 (1060). 
139 Herberger, NuR 2022, 106 (108); Herberger, DGVZ 2021, 253 (258) 
140 BT-Drs. 19/27636, S. 32. 
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Heimtiere unabhängig ihres Aufenthaltsortes geschützt, solang sie 

nicht der Gewinnerzielung dienen.141 Sogar bei Daueraufenthalt bei 

einem Dritten gebührt Schutz, sofern der Schuldner seine Entschei- 

dungsmacht über das Tier nicht an den Dritten abgibt. Damit entfiele 

die „Haltung“. Mangels dieser sind v. a. auch Tiere von Dritten in 

vorübergehender  Pflege des  Schuldners pfändbar.142
 

Nahezu unverändert aus § 811c Abs. 2 ZPO aF in § 811 Abs. 3 ZPO 

nF übernommen, wurde die Pfändungsschutzausnahme für Heim- 

tiere. Danach kann das HZA ausnahmsweise Pfändungen von Tie- 

ren nach § 811 Abs. 1 Nr. 8 a) ZPO nF mit hohem Wert durchfüh- 

ren.143 Für einen solchen Wert müssen deutlich mehr als 250 Euro 

durch Tierverwertung zu erwarten sein. So ist es i. d. R. bei Rasse- 

tieren.144 Zudem muss der Verzicht für den Bund eine „Härte“ dar- 

stellen, die weder mit Tierschutzbelangen, noch Schuldnerinteres- 

sen zu rechtfertigen ist.145 Die „Härte“ ist mithin Auslegungssache 

des HZA.146 Die Ausnahmeregelung soll vermeiden, dass Schuld- 

ner pfändungsgeschützte, aber für sie emotional wertlose Tiere er- 

werben, um ihr Geld dem Zugriff des Gläubigers zu entziehen.147 Da 

sich die Regelung nach ZPO-Reform auf Tiere des § 811 Abs. 1 Nr. 

8 a) ZPO nF bezieht, greift sie auch für Versorgungstiere. Sie sind 

also ebenso nicht vollends pfändungsgeschützt. 

 

bb) Hilfstiere 

Neben Heim- und Versorgungstieren, sind auch Hilfstiere vom Pfän- 

dungsschutz des § 811 Abs. 1 Nr. 8 a) ZPO nF erfasst. Das sind all 

diejenigen Tiere, die der Schuldner „aus gesundheitlichen Gründen 

benötigt“.148 Selbiges gilt wieder für seine Haushaltsmitglieder. In- 

wiefern Hilfstiere auch vor der ZPO-Reform bereits pfändungsge- 

schützt waren, ist strittig. Meller-Hannich vertritt hierzu die Ansicht: 

„Ein Blindenhund wird unter das Pfändungsverbot der § 811 Abs. 1 

Nr. 12 ZPO fallen, weil er ein für ein körperliches Gebrechen not- 

wendiges Hilfsmittel ist“.149 Damit gleicht ihre Meinung der in der 

Literatur vorherrschenden.150 Die andere Meinung verstand das 

Hilfstier jedoch nicht als „Hilfsmittel“. Ausgehend von der h. M., in- 

kludierte der Begriff „körperliche Gebrechen“ (vgl. § 811 Abs. 1 Nr. 

12 ZPO aF) keine psychischen Leiden. So war z. B. Gehörlosen- 
 

141 BT-Drs. 19/27636, S. 31 f.; Herberger, NuR 2022, 106 (108). 
142 Herget in: Zöller, ZPO, § 811 ZPO, Rn. 33; vgl. hierzu: II. Gewahrsam 

des  Schuldners, S. 12. 
143 Herget in: Zöller, ZPO, § 811 ZPO, Rn. 38. 
144  Meller-Hannich, MDR 2019, 713 (715). 
145 Vgl. § 811c Abs. 2 ZPO aF. 
146  Meller-Hannich, MDR 2019, 713 (716). 
147 Herberger, DGVZ 2021, 253 (258). 
148 BT-Drs. 19/27636, S. 32. 
149 Meller-Hannich, MDR 2019, 713 (714); vgl. § 811 Abs. 1 Nr. 12 ZPO 

aF. 
150  Herberger, NuR 2022, 106 (107). 
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Signalhund oder Blindenführhund geschützt, das Therapietier zur 

Behandlung der Verhaltensstörung aber nicht.151 Therapietiere zur 

Behandlung körperlicher Leiden, dienen der Schmerzlinderung i. d. 

R. nur vorübergehend. Zudem kann hier grds. auf tierlose Physio- 

therapie zurückgegriffen werden. So war auch bei ihnen umstritten, 

inwiefern sie „Hilfsmittel“ und v. a. „notwendig“ waren.152
 

Mit der ZPO-Reform entfällt die Auslegungsproblematik  hinsichtlich 

„Hilfsmittel“ und „Notwendigkeit“. Von der h. M. ausgehend, erwei- 

tert sich der Hilfstierschutzumfang. Der Wortlaut des § 811 Abs. 1 

Nr. 8 a) ZPO nF grenzt seinen Schutz nicht ein. Mithin sind gegen- 

wärtig auch solche zur psychischen Behandlung unpfändbar. 

 
cc) Nutztiere 

In der alten Fassung des § 811 ZPO war umstritten, wie weit der 

Pfändungsschutz für Tiere zur  regelmäßigen  Gewinnerwirtschaf- 

tung (Nutztiere) reichte. Der § 811 Abs. 1 Nr. 4 ZPO aF schützte 

„bei Personen, die Landwirtschaft betreiben, das zum Wirtschafts- 

betrieb erforderliche […] Vieh“. Mit „Personen“ waren natürliche, wie 

auch juristische gemeint.153 Nur das zur Aufrechterhaltung des Wirt- 

schaftsbetriebes zwingend nötige Vieh war unpfändbar. „Vieh“ 

konnte Milch-, Arbeits- oder Zuchttier zu o. g. Zweck sein. Masttiere 

waren nur umfasst, sofern die Mast der Betriebserhaltung diente 

und keine Veräußerungsabsicht bestand.154 Zudem auch nur die 

konkret benötigte Viehart, dafür aber in voller Herdenzahl.155 Vor- 

schriftsziel war mithin Schuldnerschutz. Der Betrieb dient dem 

Schuldner zur Einnahmenerzielung, folglich also zur eigenen finan- 

ziellen Absicherung und der seiner Familie. Mit Entzug der nötigen 

Betriebsmittel, hier dem Vieh, drohte Existenzverlust. Deshalb war 

der Betriebserhalt höchst schützenswert, irrelevant davon, ob die 

Erwerbsausübung im Haupt- oder Nebenerwerb erfolgte.156 Das Be- 

treiben von Landwirtschaft i. S. d. § 811 Abs. 1 Nr. 4 ZPO aF setzte 

„erwerbsmäßige Nutzung eigenen oder fremden Bodens zur Pro- 

duktion von Nutzpflanzen und Nutztieren sowie deren  Erzeugnis- 

sen“ voraus.157 Tierzucht ohne jeglichen  landwirtschaftlichen  Be- 

zug, d. h. ohne die Tiere zumindest mit eigens hervorgebrachten 

landwirtschaftlichen Erzeugnissen zu versorgen und auf eigenem 

Grund zu  halten, konnte so  nicht  unter § 811 Abs.  1 Nr.  4 ZPO  aF 

 

 

 
151  Meller-Hannich, MDR 2019, 713 (714). 
152  Herberger, NuR 2022, 106 (107). 
153  Gottwald in: Gottwald/Mock, ZVS Kommentar, § 811 ZPO, Rn. 31.  
154  Gottwald in: Gottwald/Mock, ZVS Kommentar, § 811 ZPO, Rn. 32.  
155  Gottwald in: Gottwald/Mock, ZVS Kommentar, § 811 ZPO, Rn. 32.  
156 Meller-Hannich, MDR 2019, 713 (714); Gottwald in: Gottwald/Mock, 

ZVS Kommentar, § 811 ZPO, Rn. 30. 
157 Gottwald in: Gottwald/Mock, ZVS Kommentar, § 811 ZPO, Rn. 31. 
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fallen.158 Lag der Schwerpunkt anstelle von Bodennutzung v. a. auf 

Gewinnerzielung mit dem Zuchttier selbst oder den tierischen Pro- 

dukten, war von gewerblicher Erwerbstätigkeit auszugehen. Das 

galt auch für jegliche erlaubnispflichtige Haltungen gem. §11 Abs. 1 

S. 1 TierSchG (Fassung vom 25.05.1998).159 Hier kam Pfändungs- 

schutz nur nach § 811 Abs. 1 Nr. 5 ZPO aF in Betracht, der uner- 

lässliche Gegenstände zur gewinnorientierten gewerblichen Ar- 

beitstätigkeit von  Personen  schützte.  Im  Gegensatz  zu  § 811  Abs. 

1 Nr. 4 ZPO aF, galt er nur für natürliche Personen und diente dem 

Schutz ihrer Arbeitskraft, somit erneut dem Schuldnerschutz vor 

Existenzverlust durch Pfändung.160  So  war  er nach § 811 Abs.  1 Nr. 

6 ZPO aF auch auf Witwen und minderjährige Erben dieser  Perso- 

nen übertragbar. Ob Tätigkeit im Haupt- und Nebenerwerb war er- 

neut irrelevant, doch sie musste zur Existenzsicherung erforderlich 

sein. Gegenstände aus zusätzlicher Arbeitseinkunft waren pfänd- 

bar.161 Die Abgrenzung zur landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit fiel 

schwer. Es existierte keine eindeutige Regelung darüber, wann die 

Erwerbstätigkeit schwerpunktmäßig als landwirtschaftlich oder ge- 

werblich einzustufen war.162 Die Auslegung oblag also dem VB, war 

damit stark subjektiv und konnte in Ungleichbehandlung  zwischen 

den Betrieben resultieren. Da strittig war, ob gewerblichen Nutztie- 

ren überhaupt Pfändungsschutz gem. § 811 Abs. 1 Nr. 5 ZPO aF 

zustand, war die klare Abgrenzung jedoch wichtig. Der Wortlaut 

stellte nur „Gegenstände“ unter Pfändungsschutz. Sowohl Tier- als 

auch Gegenstandsbegriff fanden explizit in § 811 ZPO aF Verwen- 

dung, was auf bewusste Begriffsdifferenzierung schließen ließ. Das 

gewerbliche Nutztier war demnach pfändbar. Wiederum ließen sich 

sachrechtliche Vorschriften mit Einführung des § 90a S.  3  BGB, 

auch auf Tiere anwenden.163 Danach  waren  gewerbliche  Nutztiere 

als  „Gegenstand“  i. S.  d. Nr.  5 pfändungsgeschützt. 

Die Schwierigkeiten in Abgrenzung und Begriffsauslegung erübrig- 

ten sich mit der ZPO-Reform. Gem. § 811 Abs. 1 Nr. 8 b) ZPO nF 

sind heute für Schuldner und Haushaltsmitglied erforderliche Tiere 

zur Erwerbsausübung unpfändbar. Der Erwerbsbegriffs wird nicht 

weiter beschränkt, so dass nun unstrittig Tiere zur Ausübung land- 

wirtschaftlicher und gewerblicher Erwerbsformen in Haupt- und Ne- 

benerwerb Schutz erfahren. Unter der Annahme, gewerbliche Nutz- 

tiere  waren  zuvor  pfändbar,  hat  sich  der  Pfändungsschutz  für 
 

158 Gottwald in: Gottwald/Mock, ZVS Kommentar, § 811 ZPO, Rn. 31; 

Dietz, DGVZ 2001, 81 (82);  Meller-Hannich, MDR 2019, 713 (714). 
159  Dietz, DGVZ 2001, 81 (83). 
160 FG Thür., Beschl. vom 23.01.1997 – I 22/97 V –, juris; 2. Orientie- 

rungssatz; Gottwald in: Gottwald/Mock, ZVS Kommentar, § 811 ZPO, Rn. 

35. 
161 Gottwald in: Gottwald/Mock, ZVS Kommentar, § 811 ZPO, Rn. 45, 48. 
162  Dietz, DGVZ 2001, 81 (82). 
163  Herberger, NuR 2022, 106 (107). 
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Nutztiere erweitert.164 Er ist jedoch nach wie vor abhängig von deren 

Erforderlichkeit zur Erwerbsausübung. Nutztiere sind somit nicht 

vollends unpfändbar. Im Schutzfokus steht weiterhin der Schuldner- 

schutz, nicht der des Nutztieres.165
 

Die Ausnahmeregelung zu § 811 Abs. 1 Nr. 4 und 5 ZPO aF wurde 

nahezu unverändert aus dem vorherigen in den neuen § 811 Abs.   

2 ZPO nF übernommen.166 Lediglich der Anwendungsverweis än- 

derte sich auf § 811 Abs. 1 Nr. 8 b) ZPO nF. Nach der Ausnahme 

sind dort erfasste Tiere trotz allem pfändbar, wenn ein Verkauf unter 

Eigentumsvorbehalt vorliegt, und der Eigentumsvorbehaltsverkäu- 

fer aus der diesbezüglichen Kaufpeisforderung vollstrecken will. Sie 

hat so für die Verwaltungsvollstreckung keine praktische Relevanz. 

 
c) Futter und Streu 

Nach dem zweiten HS des § 811 Abs. 1 Nr. 8 ZPO nF ist gegen- 

wärtig auch das „erforderliche Futter und die erforderliche Streu“ für 

Tiere nach § 811 Abs. 1 Nr. 8 a) und b) ZPO nF unpfändbar. Dies 

betrifft somit Heim-, Versorgungs- und Nutztier. Die Regelung geht 

auf § 811 Abs. 1 Nr. 3 ZPO aF zurück, galt zuvor also nur für Heim- 

und Versorgungstiere. Zudem war der Pfändungsschutz auf einen 

vier Wochen-Vorrat begrenzt. Lag ein Vorrat dieser Menge im Pfän- 

dungszeitpunkt nicht vor, war der Geldbetrag zur Anschaffung, so- 

weit nicht anderweitig abgedeckt, zu belassen.167 Die Vorratsbe- 

grenzung entfällt im Zuge der Neustrukturierung. Futter und Streu 

sind somit uneingeschränkt pfändungsgeschützt, was dem Tier- 

schutz prinzipiell zugutekommt. Aus Vereinfachungsgründen ent- 

fällt jedoch auch der alternative Schutz des Anschaffungsbetrags 

eines vier-Wochen Vorrats.168 Hat der Schuldner im Pfändungszeit- 

punkt nur geringe Vorräte, jedoch durch Pfändung auch nur noch 

geringe Geldreserven, kann er seine Tiere alsbald nicht mehr ver- 

sorgen. Schuldner mit großen Vorräten sind dagegen im Vorteil. 

 
2. Kritische Betrachtung 

Nach der ZPO-Reform ist der Pfändungsschutz für Tiere nicht län- 

ger über mehrere Nummern des § 811  ZPO  aF  oder  Paragrafen 

(§ 811c ZPO aF) verteilt. Die Altregelungen flossen stark kompri- 

miert in § 811 Ab. 1 Nr. 8 ZPO nF ein, der sich heute als zentrale 

Tierpfändungsschutzvorschrift darstellt. Sein stark vereinfachter 

Wortlaut deckt den Tierpfändungsschutzumfang der o. g. Altrege- 

lungen vollständig ab. Allen Altregeln des § 811 ZPO aF zum Tier- 

pfändungsschutz  gemein   war,   dass   sie   nicht   primär   auf den 
 

164 BT-Drs. 19/27636, S. 32 
165 BT-Drs. 19/27636, S. 32. 
166 BT-Drs. 19/27636, S. 32. 
167  § 811 Abs. 1 Nr. 3 ZPO aF. 
168 BT-Drs. 19/27636, S. 32. 
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Tierschutz vor Pfändung abzielten, sondern vielmehr auf den 

Schuldnerschutz. Versorgungstiere waren nur unpfändbar, wenn 

Schuldner und Familie andernfalls ihre Nahrungs- und damit Leben- 

grundlage verlieren.169 Hilfstiere erfuhren, wenn überhaupt, nur als 

Mittel zum Erhalt ihrer Gesundheit und ihres menschenwürdigen 

Daseins Pfändungsschutz.170 Nutztiere traf der Schutz nur wenn sie 

zur Sicherung der wirtschaftlichen Existenz notwendig waren.171 

Eine möglicherweise bestehende emotionale Bindung zwischen 

Schuldner und Tier war dabei vollkommen irrelevant.172 Lediglich 

dem Heimtier kam deswegen eine besondere Schutzbedürftigkeit 

zu. Zumal fragwürdig ist, inwiefern die Pfändungsschutzvorschrift 

wirklich den Schutz des Heimtiers vor z. B. Trennungsschmerz, als 

vielmehr den des Schuldners vor solchem zum Ziel hatte. Auch be- 

traf die Regelung nur das Heimtier im „häuslichen Bereich“ und nur 

sofern es nicht besonders wertvoll war und den Gläubiger durch 

Pfändungsverzicht keine Härte traf.173 Zwar waren Gläubigerinte- 

ressen hierbei gegenüber Schuldner- und Tierschutzbelangen ab- 

zuwägen, aber es bleibt äußerst fraglich, inwieweit es überhaupt 

tierschutzrechtlich vertretbar war die Pfändbarkeit des Tieres von 

seinem Wert abhängig zu machen.174 Da die Ausnahmeregelung, 

ausgeweitet auf Versorgungstiere, in den § 811 Abs. 3 ZPO nF 

übernommen wurde, stellt sich diese Frage bis  heute. 

Durch Erweiterung des Anwendungsbereichs auf nicht familiäre Mit- 

bewohner, sowie durch Ausweitung des Schutzes auf Versorgung- 

stiere in unbeschränkter Zahl, Heimtiere außerhalb des „häuslichen 

Bereichs“, Hilfstiere zur psychischen Gesundheitsbehandlung und 

Nutztiere jeglicher Erwerbsform, hat sich der Pfändungsschutzum- 

fang für Tiere durch die ZPO-Reform deutlich erweitert. Es sind nun 

bedeutend weniger Tiere pfändbar.175 Geblieben ist aber die 

Schutzrichtung der vorherigen Pfändungsschutzvorschriften. Noch 

immer sind Tiere nur zum Schutz emotionaler Bindungen des 

Schuldners zum Tier, nicht zwingend umgekehrt, oder menschlicher 

Erwerbstätigkeit dienend (§ 811 Abs. 1 Nr. 8 b) ZPO nF) unpfänd- 

bar. Der Tierwohlnachrang wird ebenfalls deutlich bei der Neurege- 

lung zum Futter und Streu. Zwar ist dieses nun unbeschränkt un- 

pfändbar, gleichzeitig wird aber auch kein Geld mehr belassen, falls 

 

169  Vgl. hierzu 

 

aa) Heim- und Versorgungstiere, S. 17. 
170  Vgl. hierzu bb) Hilfstiere, S. 19. 
171  Vgl. hierzu cc) Nutztiere, S. 20  f.. 
172  Meller-Hannich, MDR 2019, 713 (714). 
173  Vgl. hierzu 

 

aa) Heim- und Versorgungstiere, S. 19. 
174  Dietz, DGVZ 2003, 81 (82). 
175 BT-Drs. 9/27636, S. 21. 
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entsprechende Vorräte im Pfändungszeitpunkt knapp sind.176 Hier 

wird noch nicht genug darauf geachtet, dass das Tier auch unmit- 

telbar nach Pfändung gut oder gar ausreichend versorgt bleibt. Au- 

ßerdem wurde der Tierpfändungsschutzumfang zwar erheblich er- 

weitert, ist aber noch immer nicht vollumfänglich. Alle Nutztiere über 

das notwendige Maß zum Erhalt wirtschaftlicher Existenz hinaus, 

bleiben pfändbar.177 Heim- und Versorgungstiere kann dies  nach 

der Ausnahmeregelung des § 811 Abs. 3 ZPO nF ebenso treffen. 

Reformziel war jedoch auch nur die „maßvolle Erweiterung“ des 

Tierpfändungsschutzes.178  Diesem wird sie gerecht. 

Für den VB resultiert die Erweiterung des Pfändungsschutzumfangs 

in erhöhtem Prüfungsaufwand, also in Zeit- und Arbeitsmehrauf- 

wand. Laut Gesetzesbegründung zum GVSchuG fallen bei 20 Pro- 

zent der jährlichen GV-Pfändungsaufträge größere Prüfungen an, 

die 5 Minuten Mehraufwand pro Fall erfordern.179 Übertragen auf die 

2.401.000 Vollstreckungsfälle der Zollverwaltung wegen Eigenfor- 

derungen im Jahr 2021, entstehen so rund  40.017  Stunden  jährli- 

cher Mehraufwand (2.401.000 Vollstreckungsfälle x 20 Prozent x 5 

Minuten) für die VB.180
 

Dementgegen ist mit Ausweitung des Tierpfändungsschutzumfangs 

das Spektrum möglicher Pfandobjekte für den VB geschrumpft. Da 

deshalb zahlreiche Pfändungen entfallen, kommt ihm verminderter 

Zeit- und Arbeitsaufwand (Minderaufwand) zu.181 Der Pfändungs- 

vorgang ist deutlich komplexer als die alleinige Prüfung von Pfän- 

dungsschutzvorschriften. Mithin überwiegt der entstehende Minder- 

aufwand in zeitlicher und kostentechnischer Hinsicht den Mehrauf- 

wand. Die Bundesregierung schätzt ihn auf 10 Minuten je Fall.182 

Übertragen auf den VB ergibt das bei o. g. Vollstreckungsfallzahl 

rund 80.033 Stunden jährlichen Minderaufwand (2.401.000 Vollstre- 

ckungsfälle x 20 Prozent x 10 Minuten) für die VB. Auch durch Auf- 

hebung der Futter- und Streuvorratsbeschränkung ergibt sich für 

den VB ein Minderaufwand. Im Gesetzesentwurf wird, ausgehend 

von einer Relevanz bei 5 Prozent der jährlichen GV-Pfändungsauf- 

träge, mit einer fünfminütigen Zeitersparnis pro Fall gerechnet.183 

Nach o. g. Daten ergibt dies, übertragen auf den VB, einen zusätz- 

lichen Minderaufwand von rund 10.004 Stunden pro Jahr 

(2.401.000 Vollstreckungsfälle x 5 Prozent x 5 Minuten). Beide Min- 

deraufwände  addiert  lassen,  abzüglich  des o. g. Mehraufwandes, 

 
 

176  Vgl. hierzu c) Futter und Streu, S. 22. 
177  Vgl. hierzu cc) Nutztiere, S.  22. 
178 BT-Drs. 9/27636, S. 2. 
179 BT-Drs. 9/27636, S. 21. 
180  Vgl. hierzu Anhang, Anlage 4, S. XI. 
181 BT-Drs. 9/27636, S. 21. 
182 BT-Drs. 9/27636, S. 21. 
183 BT-Drs. 9/27636, S. 21. 
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einen Gesamtminderaufwand von 50.020 Stunden erwarten. Re- 

formziel war u. a. die Entlastung der GV. Wie das Näherungsbei- 

spiel zeigt, führte sie aber gleichsam auch zur Entlastung der VB. 

Der Minderaufwand wirkt sich kostensparend auf die Zollverwaltung 

aus. Unter Zugrundelegung eines durchschnittlichen Stundenlohns 

von 36,30 Euro (Jahr: 2020) für einen VB des gehobenen Dienstes 

(59.237 Euro / 12 Monate / 136 Stunden), lässt sich die Ersparnis 

auf rund 1.815.726 Euro jährlich (50.020 Stunden x 36,30 Euro) 

schätzen.184 Fernab von diesen Zahlenbeispielen resultiert die Neu- 

strukturierung des § 811 ZPO aF für den VB in gesteigerter Über- 

sichtlichkeit, Verständlichkeit und folglich Anwendbarkeit. Kürzere 

und verallgemeinerte Formulierung schafft weniger Raum für Ab- 

grenzungsprobleme zwischen geschützten und ungeschützten 

Pfandobjekten. Zudem entfallen für den VB die vorherigen Ausle- 

gungsproblematiken, was auch gesteigerte Gleichbehandlung aller 

Schuldner bei der Tierpfändung nach sich zieht. Damit ist die ab- 

schließende Pfändungsentscheidung rechtlich auch für den Be- 

troffenen deutlich besser nachvollziehbar.185 Muss der VB ein Nutz- 

tier pfänden, hat er mehr Freiraum in der Wahl seiner Pfandobjekte 

und kann so besser auf Schuldnerwünsche eingehen. Das 

GVSchuG wird mithin sehr vielen seiner Ziele gerecht, insbeson- 

dere dem Erleichterungsziel für den GV.186 Dabei erleichtert es nicht 

nur seine Arbeit, sondern auch die des VB. 

Die Fülle an Positivauswirkungen der Reform für GV, VB und der 

Verwaltung zeigt evident, dass die Zielanordnung innerhalb des Ge- 

setzestitels vom GVSchuG bewusst so gewählt wurde. An erster 

Stelle stand im Titel, wie auch bei der Reform, die positive Verän- 

derung für den GV, was hier gleichermaßen den VB betrifft. Die po- 

sitive Veränderung vollstreckungsrechtlicher Vorschriften, v. a. der 

für Tiere, tritt dagegen in den Hintergrund. Zwar sind mehrere viel- 

versprechende Änderungen ersichtlich, aber punktuell besteht wei- 

terhin Optimierungsbedarf. 

 

IV. Art  der Tierpfändung 

Abschließende Voraussetzung zur Rechtmäßigkeit einer Tierpfän- 

dung ist die sachgerechte Pfändungsdurchführung.187 Nur durch 

rechtmäßige Durchführung erwirbt der Bund letztlich das Pfän- 

dungspfandrecht (§ 282 Abs. 1 AO), was ihn zur anschließenden 

Pfandobjekt-Verwertung (§ 296 AO) berechtigt.188 Gem. § 286 Abs. 

 
184  Vgl. hierzu Anhang, Anlage 5, S. XII. 
185 BT-Drs. 9/27636, S. 18. 
186  Vgl. hierzu 1. §  811 ZPO  vor  und nach ZPO-Reform, S. 14. 
187 Schönknecht in: Schönknecht/Küchenhoff, Lehrbuch Abgabenrecht, 

Rn. 1113, 1131. 
188 Vgl. VollzA S 15 03, Abschn. 44 Abs. 1. 
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1 AO pfändet der VB grds. durch Inbesitznahme des Pfandobjekts 

und erlangt so die „tatsächlich Gewalt“ darüber.189 Die Inbesitz- 

nahme erfolgt durch Wegnahme vom Schuldner oder durch Belas- 

sung bei diesem unter entsprechender Kenntlichmachung der Pfän- 

dung.190 Welche Option der VB zu wählen hat, ist abhängig von der 

Pfandobjektart und Pfändungsumständen. Tiere sind weder Geld, 

noch Wertpapiere oder Kostbarkeiten, weshalb sie dem Schuldner 

prinzipiell belassen werden sollen.191 Anderes gilt nur auf Schuld- 

nerwunsch oder wenn die Belassung die Anspruchserfüllung des 

Gläubigers gefährdet, z. B. bei Verkaufs-, Entziehungs- oder schä- 

digender Gebrauchsabsicht. Durch Belassung wird der Bund mittel- 

barer Tierbesitzer, der Schuldner bleibt jedoch der unmittelbare, bis 

das Tier später verwertet wird.192 Da das Anbringen eines Pfandzei- 

chens direkt am Tier unpraktisch ist, hat der VB die Pfändung durch 

Anbringen einer gut sichtbaren Pfandanzeige am Tieraufenthaltsort, 

z. B. am Stall, kenntlichzumachen.193 Unzureichende Kenntlichma- 

chung resultiert in Nichtigkeit der Pfändung. Es müsste erneut ge- 

pfändet werden. Andernfalls ist sie rechtmäßig und wirksam, aber 

vom Schuldner gem. § 347 Abs. 1 AO durch Einspruch anfecht- 

bar.194 Wird ein Tier ausnahmsweise weggenommen, wird es ohne 

Umschweife vom VB an geeignetem Ort bis zur Verwertung „einge- 

lagert“. Das HZA ist hier zur Nutzung von Vertragslagerorten, z. B. 

Tiergärten, -heimen oder Zoos, berechtigt. 195 Sorgsame Verwah- 

rung und Pflege werden vertraglich mit dem Vertragslagerortinha- 

ber festgelegt. Die Einhaltung wird überwacht.196
 

Kritisch betrachtet werden tierschutzrechtliche Aspekte hier gut be- 

rücksichtigt. Die Tierversorgung kann lediglich bei Belassung auf- 

grund der Futter- und Streuproblematik nach ZPO-Reform proble- 

matisch werden.197 Zudem wird das Tier zwar bei Wegnahme an 

artgerechter Stelle untergebracht und Verpflegung  abgesichert, 

aber emotionalen Schmerz kann es dennoch durch Trennung vom 

Schuldner erleiden. 

 

E. Verwertung  von Tieren 
Nachdem der VB ein Tier gepfändet hat, geht es im nächsten Schritt 

darum, einen Erlös aus diesem zu erzielen (Verwertung). Das HZA 

ordnet hierzu grds. eine öffentliche Versteigerung (VA) an. Sie kann 

vor  Ort  oder  auf   der   Internetplattform  „www.zoll-auktion.de“ 
 

189 Loose in: Tipke/Kruse, AO/FGO, § 286 AO, Rn. 8. 
190 Loose in: Tipke/Kruse, AO/FGO, § 286 AO, Rn. 8. 
191  Vgl. § 286 Abs. 2 S. 1 AO. 
192  Loose in: Tipke/Kruse, AO/FGO, § 286  AO, Rn. 8. 
193 Vgl. § 286 Abs. 2 S. 2 AO. 
194 § 347 Abs. 1 AO. 
195  Vgl. Leitfaden Wertgegenstände H 50 11-1, Teil A,  Nr.  1.2. 
196  Vgl. Leitfaden Wertgegenstände H 50 11-1, Teil A,  Nr.  4.2.2. 
197  Vgl. hierzu c) Futter und Streu, S. 22. 

http://www.zoll-auktion.de/
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erfolgen.198 Der VB führt sie auf Grundlage eines schriftlichen Voll- 

streckungsauftrags des HZA durch.199 Nach verwaltungsinternen 

Vorschriften hat die öffentliche Versteigerung vorrangig über die In- 

ternetplattform „www.zoll-auktion.de“ zu erfolgen, sofern kein Hin- 

derungsgrund aus dem Erlass vom 07.08.2002 – III A 3 – O 1914 – 

80/02 hervorgeht.200 Danach hat u. a. die Versteigerung auf der In- 

ternetplattform zu unterbleiben, wenn sie ein negatives Außenbild 

von der Zollverwaltung erzeugt.201 Das gilt insbesondere für die dor- 

tige Versteigerung von lebenden Tieren jeder Art.202 Damit sind 

Tiere öffentlich vor Ort gem. § 296 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 AO zu verstei- 

gern. Das HZA hat Versteigerungsort und -zeit mindestens einen 

Tag zuvor bekanntzugeben.203 Zwischen Pfändung und Versteige- 

rung muss dabei mindestens eine Woche liegen. Anderes gilt nur, 

wenn der Schuldner die frühere Versteigerung erlaubt, utopisch 

hohe Verwahrungskosten oder erheblicher Wertverlust droht.204 Vor 

Versteigerung muss der „gewöhnliche Verkaufswert“ des Tiers er- 

mittelt werden. Das ist der am Ort für gleichartige Sachen realisier- 

bare Durchschnittspreis.205 Der VB ermittelt ihn durch Schätzung. 

Tierart, -zustand, wirtschaftliche und hiesige Verhältnisse sind zu 

berücksichtigen.206 Individuelle Spezialpreise bleiben außen vor.207 

Wenn es für den jeweiligen Fall gesetzlich so bestimmt ist, muss der 

VB einen Sachverständigen zur Hilfe holen.208 Mit § 811 Abs. 3 ZPO 

nF existiert eine solche Sonderregelung für den Landwirt. Lässt sein 

gepfändetes Nutztier i. S. d. § 811 Abs. 1 Nr. 8 b) ZPO nF einen 

Wert über 2.000 Euro erahnen, ist der Sachverständige heranzuzie- 

hen.209 Vor der ZPO-Reform lag die Grenze bei 500 Euro für land- 

wirtschaftliche Nutztiere i. S. d. § 811 Abs. 1 Nr. 4 ZPO aF. Die Kos- 

ten für die Sachverständigenhinzuziehung überstiegen jedoch meist 

500 Euro, wodurch die Hinzuziehung außer Verhältnis zum Verwer- 

tungserlös stand. Dem wurde mit Anhebung der Wertgrenze entge- 

gengewirkt. Zudem begründet sie der Gesetzgeber mit dem ge- 

wachsenen Preisniveau. Die Änderungen im Vorschriftsaufbau die- 

nen dem besseren Überblick.210
 

 

198 Vgl. § 296 Abs. 1 S. 1 Nr. 1, 2 AO. 
199 Vgl. § 296 Abs. 1 S. 2 AO; VollzA S 15 03, Abschn. 51 Abs. 1. 
200  DV-Verwertung S 16  25, Abs. 11 S. 1 i. V. m. Anl. 01. 
201  DV-Verwertung S 16 25, Anl. 01: BMF, Erlass vom 07.08.2002, III  A 3 

– O 1914 – 80/02, S. 2. 
202  DV-Verwertung S 16 25, Anl. 01: BMF, Erlass vom 07.08.2002, III  A 3 
– O 1914 – 80/02, S. 3. 
203 Vgl. § 298 Abs. 2 S. 1 AO; Wiese in: Gosch, AO/FGO, § 298 AO, 

Rn. 6. 
204 Wiese in: Gosch, AO/FGO, § 298 AO, Rn. 3, 4. 
205 DV-Verwertung S 16 25, Abschn. 9 S. 1.  
206 Herget in: Zöller, ZPO, § 813 ZPO, Rn. 2. 
207 Herget in: Zöller, ZPO, § 813 ZPO, Rn. 2. 
208 Herget in: Zöller, ZPO, § 813 ZPO, Rn. 3. 
209  Vgl. § 813 Abs. 3 2. HS ZPO  nF. 
210 BT-Drs. 19/27636, S. 33. 

http://www.zoll-auktion.de/
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Die Wertermittlung ist nicht nur wegen des Verbotes der Überpfän- 

dung (§ 281 Abs. 2 AO) von großer Wichtigkeit, sondern auch zur 

Bestimmung des Mindestgebotes für das Tier. Es beträgt die Hälfte 

seines gewöhnlichen Verkaufswertes.211 Nur Gebote, die diesen 

Betrag bei der öffentlichen Versteigerung decken, dürfen den Zu- 

schlag für das Tier erhalten.212 Unter diesen geht der Zuschlag an 

den Meistbietenden. Auch der Vollstreckungsschuldner selbst, darf 

mitbieten.213 Der Ersteigerer erwirbt das Tier gegen Barzahlung und 

mit Übergabe auch Eigentum an ihm.214 Ist der Betrag zur Gläubi- 

gerbefriedigung, inkl. der Vollstreckungskosten so erreicht, wird die 

Versteigerung eingestellt.215 Ohne Mindestgebot deckendes Gebot, 

ist kein Tier zu versteigern. Der Bund kann es jedoch erneut versu- 

chen. Auf Schuldnerantrag ist auch anderweitige Verwertung mög- 

lich, wenn sie schnelleren und höheren Erlös verspricht.216 Je nach 

Entscheidung der SG G-Leitung kann das Veräußerung an eine be- 

stimmte Zielgruppe, durch Dritte oder freihändiger Verkauf sein.217 

Dabei ist freihändiger Verkauf wohl die stress- und somit schmerz- 

freiste Variante für das Tier.218
 

 

F. Fazit 
Heute wie damals steht außer Frage, dass Vollstreckung, speziell 

die Pfändung, für Bund, folglich Staat und Gemeinwesen unent- 

behrlich ist. Das schließt prinzipiell auch die Tierpfändung ein. Dem- 

gegenüber steht der historisch stetig, jedoch langsam gewachsene 

Tierschutzstellenwert in der deutschen Rechtsordnung. Schon in 

der Geschwindigkeit zeigt sich der große Zwiespalt, wenn es um 

den Schutz des Tieres geht. Es ist für Gesellschaft und Staat nicht 

nur als empfindsames lebendiges Wesen ethisch schützenswert, 

sondern u. a. auch als Pfand-, Forschungs- oder Verarbeitungsob- 

jekt in der Lebensmittelindustrie ungemein nützlich. Dieser Interes- 

senkonflikt spiegelt sich in sämtlichen Rechtsvorschriften wider, die 

versuchen dem Tierschutz mehr Stellenwert zu verleihen. Dem Tier 

wird ganz bewusst keine eigene Rechtsfähigkeit, d. h. keine intrin- 

sische Schutzwürdigkeit zugesprochen. Das TierSchG räumt ihm 

ethische Schutzwürdigkeit aus der Verantwortung  des Menschen 

für sein Mitgeschöpf ein, steht aber Tierleid aus vernünftigen 

menschlichen Gründen nicht entgegen. Auch das BGB betont diese 

Schutzwürdigkeit,  sowie  das  Tierwesen  selbst,  lässt  aber weiter 
 

211 Vgl. § 300 Abs. 1 S. 1 AO 
212 Vgl. § 300 Abs. 1 S. 1 AO. 
213  Vgl. § 298 Abs. 3 AO i. V. m. § 1239 Abs. 1 BGB. 
214  Loose in: Tipke/Kruse, AO/FGO, § 296  AO, Rn. 6. 
215 Vgl. VollzA S 15 03, Abschn. 54 Abs. 7. 
216 Vgl. § 300 Abs. 2 S. 1, 2 AO i. V. m. § 305 AO; Loose in: Tipke/Kruse, 

AO/FGO, § 305 AO, Rn. 1. 
217  Vgl. DV-Verwertung S 16 25, Abs. 11 S.  2. 
218  Meller-Hannich, MDR 2019, 713 (716). 
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sachrechtliche Vorschriften, v. a. die der Sachpfändung, für es gel- 

ten. Die Verfassung verpflichtet mit Tierschutzstaatsziel zur einfach- 

gesetzlichen Ausgestaltung ethischen Tierschutzes, lässt aber ein 

Mindestschutzniveau genügen. So erfährt der Tierschutzgedanke 

bei der Durchführung einer Tiersachpfändung v. a. durch Tierpfän- 

dungsschutzbestimmungen innerhalb des § 811 ZPO nF Berück- 

sichtigung, jedoch nahezu nur hintergründig zum tatsächlich ange- 

strebten Schuldnerschutz, sowie nicht vollumfänglich. Im Zuge der 

Neustrukturierung des § 811 ZPO aF durch GVSchuG vom 

07.05.2021 sollte der Tierpfändungsschutz „maßvoll erweitert“ wer- 

den.219 Dieses Ziel wurde auch absolut erreicht. Allerdings war es 

ganz deutlich nicht das primäre Ziel der ZPO-Reform, sondern viel- 

mehr Mittel zur Erreichung des eigentlichen Ziels. Dieses lag in der 

schutz- und aufwandstechnischen Begünstigung des GV, sowie in 

der dahinter versteckten Kostenersparnis der Verwaltung. Seit in 

Kraft treten am 01.01.2022, schützt der § 811 Abs. 1 Nr. 8 ZPO nF 

mehr Getier vor Pfändung als jemals zuvor. Dennoch geschieht das 

weiterhin nur in dem Ausmaß, welches zum Erhalt menschlicher Er- 

werbstätigkeit, Gesundheit und Existenz unbedingt erforderlich ist. 

Deshalb bleibt „überschüssiges“ Nutztier auch pfändbar, wobei es 

nach o. g. Gesetzesziel ohnehin nie darauf ankam das Tier vollum- 

fänglich, v. a. vor emotionalem Trennungsschmerz und Stress im 

Zuge der Pfändung zu schützen. Erfahren Tiere also Pfändungs- 

schutz nach § 811 Abs. 1 Nr. 8 ZPO nF, dann vielmehr im Neben- 

effekt zum Schuldnerschutz. Mit evtl. bestehenden emotionalen 

Bindungen zwischen Tier und Schuldner hat das nichts zu tun. 

Diese sind lediglich für den Pfändungsschutz von Heim- und Ver- 

sorgungstieren nach § 811 Abs. 1 Nr. 8 a) ZPO nF ausschlagge- 

bend, allerdings nicht konsequent durch die Ausnahme nach § 811 

Abs. 3 ZPO nF. Die Erforderlichkeit dieser Ausnahme zum Schutz 

des finanziellen Gläubigerinteresses ist strittig. Einerseits wird die 

Ansicht vertreten, sie findet in der Realität kaum Anwendung.220 

Rassetiererwerb allein zur Geldsicherung geht mit zu viel Pflegeauf- 

wand und Unterhaltungskosten einher. Andererseits wird sie für be- 

rechtigt gehalten, da kostspielige oder exotische Tiere heute gern 

als reines „Statussymbol“ beschafft werden.221 Soll sie künftig bei- 

behalten werden, steht sie im Widerspruch zur Schützenswerten 

emotionalen Beziehung zwischen Menschen und Tier. Tierpfän- 

dungsschutz sollte niemals vom wirtschaftlichen Tierwert abhängig 

sein, weder ausnahmsweise, noch unter Abwägung tierschutzrecht- 

licher Belange. Es ist deutlich sinnvoller ihn direkt von der Bindung 

zwischen Tier und Mensch abhängen zu lassen. So wäre im Fall der 

Fälle nicht das wertvollste Tier, sondern das mit dem voraussichtlich 
 

219 BT-Drs. 19/27636, S. 2. 
220  Lorz, MDR 1990, 1057 (1061). 
221  Dietz, DGVZ 2001, 81 (83). 
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geringsten Trennungsschmerzempfinden pfändbar.222 Dass diese 

Handhabung durchaus möglich ist, beweist eine genau solche Re- 

gelung für Haustiere in § 250 Abs. 1 Nr. 4 der österreichischen Exe- 

kutionsordnung.223
 

Gegenüber dem elementaren Interesse des Staates zur Erhaltung 

seiner selbst, u. a. durch Steuereinnahmen des Bundes, kommt  

dem Tierschutz in der deutschen Rechtsordnung zu wenig Bedeu- 

tung zu, als dass allein deshalb gänzlich auf Tierpfändungen ver- 

zichtet werden könnte. Die Realität zeigt aber, dass Sachpfändun- 

gen von Gegenständen und Tieren generell nur noch nachgeord- 

nete Bedeutung zukommt. Sie sind aufwendig, langwierig und we- 

der Verwertbarkeit, noch erfolgreiche Versteigerung ist am Ende ga- 

rantiert.224 Unabhängig von den Hintergründen der Tierpfändungs- 

schutzerweiterung, sind Tierpfändungen gegenwärtig nach der 

ZPO-Reform kaum noch möglich. Wenn sie dennoch erfolgen, wird 

bei Pfändung weitestgehend Rücksicht auf das Tier genommen. Es 

wird dem Schuldner nur im Ausnahmefall weggenommen, zwi- 

schenzeitlich an artgerechter Stelle untergebracht und seine Ver- 

sorgung sogar vertraglich abgesichert, sowie überwacht.225 Um die 

Tierpfändungsdurchführung dennoch aus tierschutzrechtlicher 

Sicht zu optimieren, könnte man vor Pfändung vom VB zumindest 

bei den wenigen Tierpfändungsfällen eine Eigentumsprüfung vor- 

nehmen lassen. Damit kann vermieden werden, dass vorüberge- 

hend beim Schuldner befindliche Pflegetiere von unbeteiligten Drit- 

ten gepfändet werden. Auf diese Weise müssten sie nicht länger 

Schmerz, u. a. durch längerfristige Trennung vom tatsächlichen Ei- 

gentümer oder durch nur oberflächliche Sorge des Schuldners be- 

fürchten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

222  Dietz, DGVZ 2003, 81 (82). 
223  Herberger, NuR 2022, 106 (108). 
224  Keller in: Keller, HB ZVR, Rn. 293. 
225 Vgl. hierzu IV. Art der TierpfändungE. Verwertung von Tieren, S. 26. 
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